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Liebe LeserInnen und Leser, 

in dieser Ausgabe konzentrieren wir 
uns  auf  die  Entstehung  und  Hinter-
gründe  der  weltweit  anschwellenden 
Konflikte, die durchweg in den Kontext 
der  Ressourcenausbeutung  und  der 
Verschärfung  des  globalen  Ungleich-
gewichts gehören. 

Unser Titelfoto veranschaulicht die-
ses Problem. Gezeigt werden hier Mi-
nenarbeiter in der  brasilianischen Ta-
gesbau-Goldmine  Serra  Pelada,  die 
für  Hungerlöhne  unter  sklaven-ähnli-
chen Bedingungen wie  ein  Heer  von 
Ameisen Säcke aus den Förderstellen 
schleppen. 

Durch knapper werdende Ressour-
cen verschärfen sich weltweite Vertei-
lungskämpfe.  Ressourcen  sind  dabei 
eine ganze Bandbreite von Rohstoffen 
- wie z.B. fossile Brennstoffe oder Sel-
tene Erden - bis hin zu Nahrungsmit-
teln, bzw.  der Grund und Boden zum 
Anbau derselben.

Während  heutzutage  die  Möglich-
keiten  vorhanden  sind,  Hunger  und 
Unterernährung  ebenso  auf  der  Welt 
zu  beseitigen  wie  eine  Weichenstel-
lung für eine nachhaltige Entwicklung 
des auf nicht erneuerbaren Rohstoffen 
beruhenden Konsums, entwickeln sich 
die Dinge in die gegenteilige Richtung.

Armut,  Unterentwicklung,  Men-
schenrechtsverletzungen  und umwelt-
belastende Produktionsweisen bei der 
Ressourcenausbeutung  gehen  einher 
mit  einem  wachsenden  weltweiten 
Wohlstandsgefälle. 

Werner Ruf  gibt  in seinem Beitrag 
einen  Überblick  über  die  Kon-
flikt-Brennpunkte  dieser  Welt,  wo 
durchweg Rohstoffausbeutung und Si-
cherung  der  notwendigen  Transport-
wege  über  Erdöl-  und  Erdgas-Pipeli-
nes  den  Hintergrund  dessen  darstel-
len, was im politischen Diskurs meis-
tens  allgemein  mit  geostrategischen 
Interessenlagen umschrieben wird. 

Jörg Kronauer  analysiert, wie deut-
sche und EU-Rohstoffstrategie im en-
gen Schulterschluss  mit  Industriekon-
zernen  entwickelt und umgesetzt wer-
den.  Was  das  bedeutet,  formulierte 
Entwicklungsminster  Niebel  kürzlich 
so:  „Mit  ressourcenreichen  Entwick-
lungsländern streben wir weitere Roh-
stoffpartnerschaften an, die in beider-
seitigem Interesse liegen“. Die Staaten 
sollten  Deutschland  „mit  den  nötigen 
Grundstoffen“  versorgen.  Im  Gegen-
zug  wolle  die  Bundesregierung  dafür 

sorgen,  „dass  durch  Transparenz  die 
Erlöse zum Wohl der  Bevölkerung in 
unseren  Entwicklungspartnerländern 
eingesetzt werden“.

Die reale Umsetzung  dieser Politik 
wird im Beitrag von Claudia Frank am 
Beispiel  der  Erdölausbeutung  im 
Tschad dargestellt.  Die  meisten  Men-
schen sind  nur  Zaungäste  einer  Ent-
wicklung,  die  einhergeht  mit  Verar-
mung,  massiver  Umweltzerstörung 
und  ebenso  massiven  Menschen-
rechtsverletzungen  gegenüber  denje-
nigen,  die  hiergegen  politisch  Wider-
stand leisten. 

Die  derzeit  laufende  Kampagne 
UmFairteilen hat  nicht  nur eine Kom-
ponente  in  Bezug  auf  soziale  Vertei-
lungsgerechtigkeit  innerhalb  Deutsch-
lands. Dass die Reichen immer reicher 
und die Armen immer ärmer werden, 
gilt  nicht  nur  innerhalb  Deutschlands 
als sich verschärfendes soziales Pro-
blem, sondern ist ein Problem von glo-
baler  Dimension.  Darauf  hat  Anne 
Jung von medico International in Ihrem 
Redebeitrag auf  der  Kundgebung am 
29.9. in Frankfurt hingewiesen, den wir 
in dieser Ausgabe abgedruckt haben. 

Landgrabbing ist  ein  Thema,  das 
am drastischsten den Zusammenhang 
zwischen  Ressourcenverschwendung 
im globalen Norden und Ressourcen-
verknappung  im  globalen  Süden  auf-
zeigt. Längst ist es erwiesen, dass der 
zunehmende  Anbau  von  „Bio-“Treib-
stoffen zu Lasten des Lebensmittelan-
baus geht und damit weltweit  Hunger 
und  Unterernährung  verschärft  wer-
den. Dass ein Kurswechsel diesbezüg-
lich trotz wachsender  Sensibilisierung 
–  mittlerweile  auch  auf  EU-Ebene  – 
immer noch nicht in Sicht ist, wird aus 
dem Beitrag von  Peter Clausing deut-
lich.

Doch  auch  dort,  wo  die  Ressour-
cenausbeutung  zu  signifikanten  Ver-
besserungen  der  Lebensverhältnisse 
geführt hat, bleibt die Entwicklung sehr 
widersprüchlich,  wie  unser  Interview-
beitrag  mit  dem  Südamerikaexperten 
Günter Pohl zeigt. 

Alle LeserInnen und Leser, die noch 
nicht  die  Einladung zum 19.  bundes-
weiten Friedensratschlag erhalten ha-
ben, können sich mit einem Blick auf 
das diesjährige Programm auf Seite 15 
davon  überzeugen,  dass  sich  eine 
Teilnahme unbedingt lohnt. 

Die Redaktion 
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   Globaler Kriegsgrund: Ressourcenzugriff und Transportwege
von Werner Ruf, emer. Professor für internationale Politik 

Seit dem Ende des Ost-West-Kon-

fliktes hat sich nach 1989  die Schere 

der sozialen Antagonismen  im Welt-

maßstab weiter  geöffnet. Die vollmun-

dig verkündeten Millenniums-Ziele der 

Vereinten  Nationen  rücken  in  immer 

weitere Ferne, und Kriege sind wieder 

Mittel der Politik geworden.

Dabei  geht  es  nicht  mehr  wie  im 

klassischen Imperialismus um die Er-

oberung von Territorien,  sondern  seit 

Peak  Oil  sind  Öl  und  Gas  für  das 

Funktionieren der entwickelten Ökono-

mien  allen (meist  halbherzigen  weil 

weniger  profitablen)  Anstrengungen 

zur  Entwicklung  alternativer  Energie-

quellen  zum Trotz  noch  immer  uner-

setzbar.  Inzwischen geht es nicht nur 

um die Sicherung der Rohstoffquellen, 

sondern vor allem der Transportwege 

auf globaler Ebene.

Konkurrenz um Rohstoffe 
in Afrika …
Diese  Rivalitäten  stehen  im  Zen-

trum der jüngsten Konflikte und Kriege: 

Relativ unbeachtet von der Weltöffent-

lichkeit  riefen  die  USA  Anfang  2007 

ein  neues  Oberkommando  für  Afrika 

(Africom) ins Leben, dessen Hauptauf-

gabe die Terror-Bekämpfung in Afrika 

sein soll.  Zugleich erklärten die USA, 

ihre Ölimporte aus Afrika von damals 

13 Prozent bis zum Jahr 2013 auf 25 

Prozent steigern zu wollen. Die "terro-

ristischen  Aktivitäten"  -  getragen  von 

einer  ominösen  Gruppe  namens  al 

qa`eda  im  islamischen  Maghreb -  in 

und rund um die Sahara wurden, wie 

man heute weiß, an der langen Leine 

vom algerischen Geheimdienst in Ko-

operation mit der CIA gesteuert. Inzwi-

schen wird unter Führung des  algeri-

schen Staatsunternehmens und größ-

ten  afrikanischen  Erdölkonzerns  SO-

NATRACH eine über 4.000 km lange 

Pipeline von Nigeria an die algerische 

Mittelmeerküste  gebaut,  von  wo  das 

dort verflüssigte Gas weltweit verschifft 

werden soll. 

Der Konflikt in Darfur und um den 

Sudan / Südsudan hatte seinen Haupt-

grund in der Tatsache, dass der Sudan 

sein Öl fast exklusiv an China liefert. In 

Niger, dem ärmsten Land der Welt, ist 

China  in  den  letzten  Jahren  dabei, 

durch  Aufkäufe  von  Firmenanteilen 

das Fördermonopol des weltweit agie-

renden französischen  Uran-  und Ato-

manlagenkonzerns Areva zu brechen. 

Die  im  Jahr  2008  von  Frankreich 

geführte  EU-Militärintervention  in 

Tschad, dessen Öl mittels einer Pipeli-

ne  durch  Kamerun  an  den  Golf  von 

Guinea  transportiert  wird,  kann  im 

nachhinein  durchaus verstanden wer-

den  als  Aktion  zur  Eindämmung  des 

sich  ausbreitenden  US-amerikani-

schen Einflusses in der Sahel-Region.

... im Nahen und Mittleren 
Osten … 
Das von den USA vor allem in der 

Bush-Ära  vorangetriebene Projekt des 

Greater Middle East, hat dazu geführt, 

dass  der  Irak  zehn  Jahre  nach  dem 

gewaltförmigen  regime  change (trotz 

mittlerweile beendeter Besatzung) sich 

von  den  internationalen  Ölkonzernen 

die  Bedingungen  der  Ölausbeutung 

diktieren lässt. Damit ist der Irak nach 

eigenen  Angaben  aktuell  zum  zweit-

größten Ölproduzenten der OPEC auf-

gestiegen.  Das  einzige  Land  des 

Greater  Middle  East,  das  noch  nicht 

unter  zumindest  indirekter  Kontrolle 

der USA steht, ist der Iran. Das Land 

verfügt  über  ca. 10  Prozent  der  be-

kannten Ölreserven, die Erdgasvorräte 

werden  noch  weit  höher  geschätzt. 

Iran kooperiert sowohl mit den westli-

chen  Industrieländern  wie  mit  deren 

harten Konkurrenten: Allein die Verträ-

ge mit  China sehen für  die nächsten 

25  Jahre  Investitionen  in  Höhe  von 

mehr als 100 Mrd. Dollar vor. Bereits 

abgeschlossen  ist  ein  Vertrag  zwi-

schen der National Iranian Oil Compa-

ny NIOC mit der China National Petro-

leum Corporation CNPC zur  Erschlie-

ßung  des  Erdgasfelds  "South  Pars", 

das als größtes Ergasfeld der Welt gilt, 

die  Exploration  des  Erdgasfeldes 

"North  Pars"  steht  kurz  bevor.  Mit 

Russland  hat  Iran  einen  Vertrag  ge-

schlossen,  der  den  Bau  einer  asiati-

schen Pipeline zur Belieferung Indiens 

und Chinas vorsieht,  Langfristige Lie-

ferverträge  bestehen  bereits.  Iran  ist 

so geradezu zu einem Schlüsselstaat 

für die aufsteigenden Großmächte Chi-

na und Indien geworden - und zu ei-

nem wichtigen Partner und Konkurren-

ten  Russlands.  Guido  Steinberg  von 

der  SWP sieht  daher  Iran  als  einen 

"heißen Kandidaten für eine geopoliti-

sche  Umorientierung,  also  eine  Ab-

kehr vom Westen". Im Erdgasbereich 

ist Iran auch an dem 2008 gegründe-

ten Forum Gas exportierender Länder 

(GECF) beteiligt. Zu den 14 Mitglieds-

ländern gehören u.a. Russland, Algeri-

en und Katar,  wo auch der Hauptsitz 

angesiedelt ist.

... und im Kaukasus und in 
Europa
Zugleich bleibt Iran für den Westen 

ein  langfristig  wichtiger  Lieferant:  So 

führt  eine  Pipeline  aus  dem  Südiran 

über Täbris durch Armenien ins türki-

sche  Erzerum  und  zum  Erdölhafen 

Ceyhan.  In  Erzerum  sollte  sie  ange-

schlossen werden an die Riesen-Pipe-

line  Nabucco,  die  mit  EU-Hilfe Erdöl 

und  Erdgas  über  eine  Gesamtlänge 

von 3900 km aus dem Kaspischen Be-

cken,  vor  allem aus  Kasachstan,  via 

Baku und Tiflis unter Vermeidung rus-
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Grafik: Nabucco-Pipeline in der ursprünglichen Form



sischen  und  serbischen  Territoriums 

nach Österreich und nach Tschechien 

pumpen  sollte.  Mittlerweile  steht  die-

ses Projekt jedoch auf der Kippe bzw. 

wird trotz der im Oktober 2012 wieder 

erfolgten  Beteuerungen  des  Minister-

treffens der Nabucco-Transitländer nur 

noch  als  Rumpfprojekt  zum  Tragen 

kommen.  Dafür sorgt nicht nur die im 

November  2011  eröffnete  russische 

Nordstream-Pipeline  in  der  Ostsee, 

sondern auch die  direkt  mit  Nabucco 

konkurrierende  russische  Pipeline 

Southstream,  die ebenfalls vom azer-

beidschanischen  Baku,  dann  aber 

über  russisches  Territorium  (Dages-

tan) und durch das Schwarze Meer via 

Belgrad  nach Wien und Prag geführt 

werden soll. 

Hierfür  hat  Russland  mittlerweile 

nicht nur seitens der Türkei die Zustim-

mung  zum Bau durch  das  Schwarze 

Meer  erhalten,  sondern  auch  Ab-

sichreungen  durch  langfristige  Liefer-

verträge, u.a. nach Italien und die Tür-

kei. 

In diesen Kontext gehören die zahl-

losen Konflikte im Kaukasus, vor allem 

aber  der  russisch-georgische  Krieg 

vom August 2008. Dass hierbei die In-

teressen  der  NATO und der  EU kei-

neswegs  deckungsgleich  sind,  zeigte 

sich an der de-eskalierenden Haltung 

der EU und am Widerstand der EU ge-

gen die Aufnahme des (ach so demo-

kratischen)  Georgien  in  die  NATO. 

Wäre Georgien im August 2008 bereits 

Mitglied  der  NATO gewesen,  wie  die 

USA  es  immer  noch  anstreben,  das 

Eskalationspotenzial  dieses  Konflikts 

hätte  die  schlimmsten  Vorstellungen 

der Kalten Kriegszeit wahr werden las-

sen können. 

Afghanistan: 
geostrategisch bedeutend
Genau  in  diesen  Kontext  gehört 

auch  Afghanistan,  das  für  die  ord-

nungspolitischen  Vorstellungen  der 

USA ein weit höheres Gewicht hat als 

der Irak. Allein seine Lage macht die-

ses Land in dem sich herausbildenden 

multipolaren System zu einem zentra-

len Ort, grenzt es doch an die über rie-

sige Öl- und Gasreserven verfügenden 

ehemaligen südlichen Republiken der 

Sowjet-Union,  in  denen der  Islam für 

die Herrschenden wie für die opposi-

tionellen Kräfte  ein  immer wichtigerer 

Legitimationsfaktor  wird.  Im  Westen 

grenzt  es  an  den  Iran,  das  einzige 

Land des  "Greater  Middle  East",  das 

sich dem westlichen und US-amerika-

nischen  Einfluss  zu  entziehen  ver-

sucht.  Im  Nordosten  hat  es  eine  - 

wenn auch sehr kurze - gemeinsame 

Grenze mit China. Das Land liegt da-

mit im Zentrum der Interessen Chinas, 

Indiens und Russlands, aber auch der 

Nachbarn  Iran  und  Saudi-Arabiens, 

das spätestens seit der Unterstützung 

der  damals Freiheitskämpfer  genann-

ten  islamistischen  Krieger  gegen  die 

Sowjetunion  in  den 80er Jahren eine 

zentrale  Rolle  spielt  und  weiterhin 

spielt. 

Bezüglich Afghanistan war von An-

fang  an  die  geostrategische  Position 

von Bedeutung. Afghanistan ist poten-

zielles  Transitland  für  den  Transport 

von Erdgas und Erdöl aus Zentralasien 

an  den  Indischen  Ozean;  amerikani-

sche Ölmultis verfolgten bereits in den 

90er Jahren ein entsprechendes Pipe-

lineprojekt,  das  sowohl  Russland  als 

auch  Iran  umgeht. Darüber  hinaus 

werden  dort  mittlerweile  seltene  Bo-

denschätze in großer Menge vermutet, 

die deutsche Bundesregierung geht ei-

ner  Schätzung  zufolge  von  Rohstoff-

lagerstätten  im  Wert  von  3  Billionen 

Euro aus. 

Afghanistan: Krieg auch 
wegen Pipeline-Projekt
Unabhängig  davon  lagern  in  den 

zentralasiatischen Anrainerstaaten Ka-

sachstan,  Usbekistan und Turkmenis-

tan riesige Öl- und Gasvorräte. Allein 

die Gasreserven Turkmenistans gelten 

als die größten der Welt. Der kürzeste 

Weg für ihren Export führt über Afgha-

nistan  und  Pakistan  zum  Indischen 

Ozean.  Nach dem Rückzug und dem 

Kollaps der Sowjetunion begannen in 

den  90er  Jahren  Verhandlungen  des 

US-Ölkonzerns UNOCAL als Verhand-

lungsführer  mehrerer  US-Firmen  mit 

dem Taliban-Regime über den Bau ei-

ner  Pipeline,  wobei  eine  mögliche 

Route durch den Iran aus politischen 

Gründen  zugunsten  der  Passage 

durch Pakistan verworfen wurde. 

Die  von  den  Taliban  geforderte 

Höhe  der  Gebühren  ließ  jedoch  die 

Verhandlungen in 2001 scheitern. 

Laut eines Berichts der BBC hatten 

die USA  deshalb  bereits im Juli 2001 

beschlossen, im Oktober 2001 Afgha-

nistan  anzugreifen.  Aus  dieser  Per-

spektive  muss  der  11.  September 

2001 wie ein Geschenk des Himmels 

erscheinen:  George W. Bush erklärte 

den "Krieg gegen den Terror" und lei-

tete die  Operation Enduring Freedom 

ein.  Das  Operationsgebiet  von  OEF 

beschränkt  sich  jedoch  keineswegs 

nur  auf  Afghanistan  (und  mittlerweile 

auch Pakistan), sondern umfasst auch 

das  Horn  von  Afrika  und  die  Straße 

von  Hormuz  -  jenen  Seeweg,  durch 

den  ca. die Hälfte des weltweiten Öl-

transports  verläuft.  OEF,  an  der  sich 

am Horn von Afrika auch Deutschland 

beteiligt, ist also sehr viel älter als das 

Piraterie-Problem vor der Küste Soma-

lias.  Das  gerade  beginnende  militäri-

sche Engagement der USA im Jemen, 

begründet  mit  der  Bekämpfung eines 

mysteriösen  Zweigs  von  al  aq`eda, 

dient  der  Sicherung  der  Straße  von 

Hormuz,  verstärkt  die US-Präsenz im 

Indischen Ozean und könnte als Auf-

marschgebiet  gegen den Iran genutzt 

werden.  Mittlerweile  ist  auch  die  EU 

mit ihrer Operation Atalanta am Horn 

von Afrika präsent.

Während China sein Vordringen in 

den  vorderasiatischen  und  afrikani-

schen Raum diskret mit Handelsbezie-

hungen  und  Entwicklungspolitik  be-

treibt, scheinen die westlichen Mächte, 

allen voran die USA, auf das Militär als 

Instrument zur Sicherung ihres Einflus-

ses zu setzen. Diese Politik trägt zwei-

fellos imperialistische Züge. Die Ursa-

chen der Konflikte in diesen Regionen, 

Hunger,  Armut,  Elend  kann  sie  nur 

verschlimmern. Somit trägt sie bei zur 

Radikalisierung weiter  Kreise der  Be-

völkerung,  zum  Zerfall  staatlicher 

Strukturen und zur weiteren Herausbil-

dung von Gewaltökonomien. Wer von 

Weltordnung,  friedlicher  Transformati-

on und Ausgleich durch Dialog spricht, 

sollte  die  materiellen  Ursachen  von 

Gewaltverhältnissen  nicht  vergessen. 

Diese sind aber unmittelbar verwoben 

mit  den  an  der  Oberfläche so friedli-

chen, besser: nicht-kriegerischen Ver-

hältnissen  im  kapitalistischen  Norden 

und  der  gnadenlosen  Durchsetzung 

neo-liberaler Ordnungsvorstellungen. 
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   “Deutsche” Rohstoffe  - weltweit
von Jörg Kronauer, Sozialwissenschaftler, freier Journalist und Redakteur bei german-foreign-policy.com

Die  Karawane  zieht  weiter.  "Gold 

und Platin, Diamanten, Erdöl und Erd-

gas, aber vor allem: Seltene Erden en 

masse" - die Financial Times Deutsch-

land ist  begeistert.  Stets ist  die deut-

sche  Industrie  auf  der  Suche  nach 

Rohstoffen, und zwar nach preisgünsti-

gen, damit möglichst profitabel produ-

ziert  werden kann. Da stellt  sich her-

aus:  Es  gibt  Lagerstätten,  die  bisher 

niemand im Blick hatte - in Grönland, 

wo die arktische Eisdecke den kosten-

deckenden  Abbau  lange  Zeit  nicht 

zuließ. Klimawandel und Fortschritt än-

dern das nun: Das Abschmelzen des 

Eises sowie neue Technologien erlau-

ben es, die Ressourcen der Arktis zu 

fördern.  Dass  das  geschehen  wird, 

daran  hat  die  Financial  Times 

Deutschland  keinen  Zweifel:  "Grön-

lands Einwohnern, den Inuit, steht ein 

radikaler Umbruch bevor." Die rohstoff-

hungrige Industrie entdeckt das nächs-

te Objekt ihrer Begierde.

Globaler Reichtum 
- nicht für alle
Industrierohstoffe sind in den letz-

ten  Jahren  aus  deutscher  Sicht  tat-

sächlich knapp geworden. Der Grund: 

Die  globale  Nachfrage  steigt,  weil 

Staaten jenseits des alten Westens er-

starken  und ihren Anteil  am globalen 

Reichtum einfordern. "Die alte Faustre-

gel, dass 20% der Menschheit in Euro-

pa, Nordamerika und Japan mehr als 

80% der  Weltbergbauproduktion  kon-

sumieren, gilt nicht mehr", stellten die 

Autoren  einer  VDI-Studie  im  Januar 

2008 fest: "Schwellenländer" wie Chi-

na und Indien bauten ihre eigene In-

dustrie aus, mittlerweile sei "die Hälfte 

der Weltbevölkerung an der Nachfrage 

nach Rohstoffen beteiligt". Die Konkur-

renz nimmt damit  zu - und sie treibt 

entsprechend die Preise in die Höhe.

Für die Industrie- und Exportmacht 

Deutschland  hat  die  Entwicklung  er-

hebliche Bedeutung. Die Bundesrepu-

blik sei,  schrieb letztes Jahr die Bun-

desanstalt für Geowissenschaften und 

Rohstoffe (BGR), "eines der führenden 

Industrieländer  und  daher  Großver-

braucher  mineralischer Rohstoffe".  Im 

Jahr 2010 etwa führten deutsche Un-

ternehmen Bodenschätze im Wert von 

fast 110 Mrd. Euro ein - nicht nur, um 

sie für den Inlandskonsum zu verarbei-

ten, sondern auch, um Waren für den 

Export  zu produzieren, dem die Bun-

desrepublik  bekanntlich  einen  großen 

Teil ihres Wohlstands verdankt. Umso 

schwerer  wiegt  es,  dass  der  direkte 

deutsche  Zugriff  auf  die  Rohstoffe 

nicht mehr so zuverlässig ist, wie deut-

sche Konzerne es gerne hätten. In den 

1980er Jahren hat die deutsche Indus-

trie begonnen, sich aus der Ressour-

cenförderung zurückzuziehen:  Boden-

schätze waren billig, ihr Abbau jedoch 

zuweilen,  etwa  in  manchen  Ländern 

Afrikas,  riskant.  Es  schien  einfacher 

und kostengünstiger zu sein, Rohstoffe 

auf  dem  Weltmarkt  zu  kaufen.  Die 

Ressourcenverknappung  und  -ver-

teuerung hat die Lage inzwischen wie-

der  geändert.  "In  der  deutschen  roh-

stoffverarbeitenden Industrie setzt sich 

daher  zunehmend  die  Erkenntnis 

durch", schrieb kürzlich die BGR, dass 

"die  Lieferketten  bis  in  den  primären 

Rohstoffsektor" wieder "besser abgesi-

chert werden müssen".

"Deutsche" Rohstoffe 
 mit Regierungshilfe
Das aber ist leichter gesagt als ge-

tan  -  und  ohne  politische  Unterstüt-

zung  kaum  zu  bewerkstelligen.  Als 

sich die Rohstoff-Problematik im Jahr 

2004  deutlich  abzeichnete,  da  nahm 

der Bundesverband der Deutschen In-

dustrie (BDI) die Klagen großer deut-

scher  Konzerne  auf  und  leitete  erste 

Schritte zu einer neuen Rohstoffpolitik 

in  die  Wege.  Im Herbst  2004 sprach 

sich  der  damalige  BDI-Präsident  Jür-

gen Thumann dafür aus, einen "Roh-

stoffkongress"  abzuhalten,  den  der 

BDI  dann  im  März  2005  tatsächlich 

durchführte.  Dank  Absprachen  zwi-

schen  Thumann  und  dem  damaligen 

Kanzler Gerhard Schröder nahmen an 

der  Veranstaltung  nicht  nur  Vertreter 

von  Großkonzernen  wie  Thyssen-

Krupp, BASF und Daimler teil, sondern 

auch ein Staatssekretär aus dem Bun-

deswirtschaftsministerium.  Nur  vier 

Monate später hatte sich die rot-grüne 

Bundesregierung  die  Sache  vollends 

zu eigen gemacht: Das Wirtschaftsmi-

nisterium legte einen "Bericht zur aktu-

ellen  rohstoffwirtschaftlichen  Situation 

und  zu  möglichen  rohstoffpolitischen 

Handlungsoptionen" vor. Bundesregie-

rung  und  BDI  bearbeiteten  die  Roh-

stoff-Thematik  weiter,  verfassten  Pa-

piere, stimmten sich ab - bis schließ-

lich ein  zweiter  BDI-Rohstoffkongress 

im März 2007 wichtige Weichen stellte.

Bundeskanzlerin  Angela  Merkel 

präsentierte  auf  dem  Kongress  per-

sönlich ein Papier mit dem Titel "Ele-

mente einer Rohstoffstrategie der Bun-

desregierung", das ganz zentrale Ele-

mente  der  heutigen  deutschen  Roh-

stoffpolitik bereits enthielt. Man müsse 

die Stellung der deutschen Industrie in 

der globalen Rohstoffförderung wieder 

stärken,  hieß  es  darin;  auch  sei  die 

Entwicklungspolitik  zwecks  Verbesse-

rung des Zugriffs auf die Bodenschät-

ze ärmerer Länder in Zukunft deutlich 

enger an die Wirtschaftspolitik zu kop-

peln. "Wir werden den auch von Ihnen 

erwünschten  interministeriellen  Roh-

stoffausschuss gründen", teilte Merkel 

den  anwesenden  Wirtschaftsfunktio-

nären  mit:  "Darin  werden  das  Wirt-

schaftsministerium, das Außenministe-

rium, das Finanzministerium, das Ent-

wicklungsministerium,  das  Verbrau-

cherschutz- und Landwirtschaftsminis-

terium  und  das  Umweltministerium 

vertreten sein." Die Kanzlerin fuhr fort: 

"Sie erhalten mit dem interministeriel-

len Rohstoffausschuss also  das,  was 

Sie wünschen, nämlich ein Forum, in 

dem Sie ihre Sorgen und Initiativen mit 

den  politischen  Aktionen  vernetzen 

können." In die Arbeit des "Interminis-

teriellen  Ausschusses  Rohstoffe"  ist 

der BDI bis heute eingebunden.

Deutsche und EU-
Rohstoffstrategie
In den folgenden Jahren trieb Ber-

lin  nicht  nur  die  Arbeit  an  einer  EU-

Rohstoffstrategie  voran,  die  die  deut-

schen Bemühungen flankieren soll und 

im  Februar  2011  schließlich  verab-

schiedet wurde. Im Oktober 2010 seg-

nete  das  Bundeskabinett  auch  eine 

nationale  Rohstoffstrategie  ab,  die 

eine Vielzahl von Maßnahmen zur "Si-
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cherung  einer  nachhaltigen  Rohstoff-

versorgung  Deutschlands  mit  nicht-

energetischen  mineralischen  Rohstof-

fen" enthält. Besondere Bedeutung ha-

ben  dabei  außenpolitische  Aspekte. 

"Die  Bundesregierung",  heißt  es  in 

dem Papier, "unterstützt  die deutsche 

rohstoffverarbeitende  Industrie  durch 

gezielte  politische  Flankierung  darin, 

sich Rohstoffe über Lieferverträge, Ex-

plorations- und Bergbauengagements, 

Konzessionserwerb  oder  Beteiligun-

gen in ausreichender Menge und Qua-

lität bedarfsgerecht zu sichern." Dazu 

nutzt Berlin nicht nur das Instrumenta-

rium der  Entwicklungspolitik,  sondern 

unternimmt auch konkrete Schritte. Ei-

ner der wichtigsten war die Gründung 

der  Deutschen  Rohstoffagentur 

(DERA).

Federführend war  dabei  die BGR, 

eine  1958  gegründete  technisch-wis-

senschaftliche Oberbehörde des Bun-

deswirtschaftsministeriums mit  Sitz  in 

Hannover,  deren  Hauptaufgabe  aus-

drücklich  darin  besteht,  die  "rohstoff-

wirtschaftliche  und  geowissenschaftli-

che  Beratung  der  Bundesregierung 

und der  deutschen Wirtschaft"  vorzu-

nehmen.  Die  rund  750  Mitarbeiterin-

nen  und  Mitarbeiter  der  BGR  haben 

dazu  Mittel  in  Höhe von aktuell  72,4 

Mio.  Euro jährlich zur Verfügung. Die 

Institution ist eng mit der rohstoffinter-

essierten  Industrie  verflochten;  ihrem 

Kuratorium gehören aktuell  etwa Ver-

treter der Konzerne RWE, RAG, K+S 

sowie  der  BASF-Tochtergesellschaft 

Wintershall an. Um ihre praktische Zu-

arbeit  für  die Industrie  zu optimieren, 

hat die BGR die entsprechenden Auf-

gaben im Oktober 2010 in die  DERA 

ausgelagert,  die  jetzt  eine  zentrale 

Dienststelle in Berlin-Spandau eröffnet 

hat. Die DERA versteht sich als "zen-

trale Informations- und Beratungsplatt-

form zu mineralischen und Energieroh-

stoffen  für  die  deutsche  Wirtschaft". 

Firmen  können  dort  Recherchen  in 

Auftrag geben, "Angebots- und Nach-

fragetrends"  analysieren  lassen  oder 

eine "Bewertung der Preisrisiken" von 

Rohstoffen erhalten.

„Rohstoffpartnerschaften“
als Konzern-Türöffner
Ein  zentrales  Element  der  deut-

schen Rohstoffstrategie ist der Aufbau 

von "Rohstoffpartnerschaften" mit ein-

zelnen  Ressourcenstaaten.  Die  vom 

Bundeskanzleramt finanzierte  Stiftung 

Wissenschaft  und  Politik  (SWP)  hat 

ihre Funktionsweise kürzlich beschrie-

ben:  Die  Bundesregierung  verpflichte 

sich,  "den Aufbau rohstoffverarbeiten-

der  Industrien  im  Partnerland  zu  för-

dern  und  Bemühungen  um  besseres 

Rohstoffmanagement zu unterstützen"; 

"im Gegenzug" garantiere die "Partner-

regierung  deutschen  Unternehmen 

diskriminierungsfreie und faire Investi-

tionsmöglichkeiten".  Anders  ausge-

drückt: Die "Partnerländer" öffnen sich 

für deutsche Konzerne, deren Aktivitä-

ten  Berliner  Regierungsstellen  för-

dernd  begleiten.  "Rohstoffpartner-

schaften" hat die Bundesregierung bis-

lang mit der Mongolei (Oktober 2011) 

und  mit  Kasachstan  (Februar  2012) 

geschlossen; beide Länder gelten als 

außergewöhnlich  ressourcenreich. 

Weitere "Rohstoffpartnerschaften" sind 

in  Planung;  als  Kandidaten  werden 

Südafrika, Namibia, Sambia, Chile und 

Peru genannt. Chile etwa verfüge über 

"die weltweit größten Kupferreserven", 

berichtet das Auswärtige Amt; es neh-

me darüber hinaus "in der Weltproduk-

tion  etlicher  Rohstoffe  eine  führende 

Stellung ein". Der größte Kupferprodu-

zent Europas, die Hamburger Aurubis 

AG,  bezieht  rund  ein  Viertel  seiner 

Kupferkonzentrate  aus  Chile;  eine 

"Rohstoffpartnerschaft"  mit  dem Land 

würde seinen Profiten sicherlich nicht 

schaden.

Nebenbei: Menschenrechte spielen 

für  die  Rohstoffpolitik  selbstverständ-

lich keine Rolle. Die Repressionsappa-

rate  Kasachstans  schlugen  kurz  vor 

dem  Abschluss  der  "Rohstoffpartner-

schaft" einen Streik von Erdölarbeitern 

blutig nieder; 17 Menschen kamen zu 

Tode,  mehr  als  90  wurden  teilweise 

schwer  verletzt.  Folgen  für  das  Res-

sourcenabkommen  mit  Deutschland 

hatte das nicht.

   Leben mit dem Öl – Das Beispiel Tschad 
von Claudia Frank, Koordinatorin der AG Tschad, Berlin 

Der Arbeitsgruppe Tschad gehören die 

deutschen kirchlichen Hilfswerke 

Misereor, Brot für die Welt, das 

Diakonie-Team Menschenrechte und 

Menschenrechts- und Umweltorgani-

sationen an wie Amnesty International,  

urgewald und EIRENE sowie das 

Forschungszentrum BICC (Bonn 

International Center for Conversion).

Die AG Tschad konzentriert sich auf 

die Arbeit zum Tschad in den drei 

Bereichen Frieden, Menschenrechte 

und Rohstoffe.

Vielfach findet der Abbau von Roh-

stoffen in Weltregionen statt, über die 

in unseren Medien wenig zu lesen ist. 

Regionen  wie  in  Zentralafrika,  in  de-

nen die Energieversorgung ein großes 

Problem darstellt. In denen die Bevöl-

kerung vielfach keinen Strom hat, Pe-

troleumlampen die einzige Lichtquelle 

im  Haus  sind  und mit  Feuerholz  ge-

kocht wird. Diese armen meist auf dem 

Land  lebenden  Kleinbauern  erhoffen 

sich Arbeit und Einkommen von inter-

nationalen Rohstoffkonzernen. Sie er-

hoffen sich Entwicklung für ihre Dörfer 

und stehen den Unternehmen sehr po-

sitiv  und  mit  hohen  Erwartungen  ge-

genüber.

Ein  Konsortium  aus  amerikani-

schen und malaysischen Erdölkonzer-

nen  fördert  seit  2003  im  Südtschad 

Rohöl.  Transportiert  wird  es  vom 

Doba-Becken  im  Süden  des  Tschad 

über  eine  1.070  km  lange  Pipeline 

durch  Kamerun zum Überseeterminal 

in Kribi an der kamerunischen Atlantik-

küste.

Ölförderung: Ländliche 
Bevölkerung als Zaungast
Die  Konsortialführer,  ESSO 

Tschad,  veröffentlichen  halbjährlich 

Berichte über den Fortgang des Pro-

jekts.  Man liest  dort  über  die  Kosten 

für neue Erdölbohrungen, die Leistun-

gen der Ingenieure bei der Rehabilitie-

rung  versandeter  Bohrungen  und  die 
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Wasserzufuhr,  um  den  Druck  in  den 

Rohölreservoirs  und  die  Fördermen-

gen konstant zu halten.  Des weiteren 

auch  über  Maßnahmen  zur  Vermei-

dung von Arbeitsunfällen, Wartung der 

Produktionsanlagen  und  Statistiken 

zur Gesundheit am Arbeitsplatz. ESSO 

Tschad  bietet  die  sichersten  Ar-

beitsplätze  im  Tschad.  Die 

Mitarbeiter/in von ESSO nimmt an ei-

nem  Programm  zur  Malaria-Vorbeu-

gung  teil.  Wenn man nur  das  Unter-

nehmen betrachtet,  gewinnt man den 

Eindruck,  es  nimmt  seine  Verantwor-

tung umfassend wahr.

Die  ländliche  Bevölkerung  in  der 

Erdölregion Doba ist nur Zaungast bei 

der  Erdölförderung.  Die  Kleinbauern 

leben  von  familiärer  Subsistenzwirt-

schaft.  In  ihren Dörfern und auf  dem 

umliegenden Land wird mit Hochtech-

nologien  Rohöl  gefördert  und  expor-

tiert.  Zur  abgesicherten  Situation  der 

ESSO-Mitarbeiter  steht  ihr  Alltag  im 

krassen Widerspruch. Er wird von Er-

nährungsunsicherheit  bestimmt.  Das 

integrierte  ländliche  Produktionssys-

tem vor dem Erdölprojekt beruhte auf 

der Nutzung von ‚Brache-Busch-Wald‘ 

in bis zu 10 km Entfernung gelegenen 

Gebieten  und  Feldern  direkt  am 

Haus/Hof, mit je eigenen Kulturen und 

Anbauperioden.  Dabei  tragen  die 

Hausfelder zu 30 bis 40% zur Lebens-

grundlage für die lokale Gemeinschaft 

bei,  der  ‚Brache-Busch-Wald‘-Lebens-

raum  entsprechend  zu  70  bis  60%. 

Vielfach können die Bauern diese Flä-

chen jedoch nicht mehr erreichen oder 

sie wurden enteignet. 

Konzernpolitik bei 
Abwesenheit des Staates 
Bis Mitte 2011 waren 804 Bohrlö-

cher mit ihren Plattformen aus verdich-

tetem  Laterit  entstanden.  Mehr  als 

doppelt  so  viel,  wie  ursprünglich  ge-

plant.  Dazu  kommen  Pumpstationen, 

Quartiere und Büros, Lagerhallen und 

ein  Elektrizitätswerk  mit  Strom  aus-

schließlich für das Erdölprojekt. Hoch-

spannungsleitungen  sowie  neue  Pis-

ten und Straßen durchziehen die Regi-

on.  Jeden  Tag  sehen  sich  die  Men-

schen mit neuen Bauarbeiten konfron-

tiert.  Die massive Präsenz von priva-

ten  Sicherheitsdiensten  beraubt  die 

Menschen ihrer Bewegungsfreiheit.

Der  Kontext  in  dem  die  offenbar 

vorbildliche  Versorgung  der  Mitarbei-

ter/innen durch ESSO Tschad und die 

Aktivitäten weiterer großer und kleiner 

Investoren  stattfindet,  ist  geprägt  von 

extremer Armut. 70% der Bevölkerung 

in  der  Erdölregion  lebt  unterhalb  der 

nationalen Armutsschwelle. Die Basis-

gesundheitsversorgung  und  der  Zu-

gang zu Bildung sind nicht gewährleis-

tet. 

Ein Rechtsstaat existiert im Tschad 

nicht. Dem Regime nahestehende Ka-

der, Militärs oder Kantonschefs können 

davon ausgehen, dass sie bei Rechts-

verstößen straffrei ausgehen. Der ille-

gale Einbehalt von 10% der Entschädi-

gungszahlungen  durch  Kantonschefs 

oder  die  willkürliche  Verhaftung  von 

Bauern, die nach Einbruch der Dunkel-

heit – gegen 18 Uhr – auf ihrem Feld 

angetroffen  werden,  werden  in  selte-

nen Fällen sanktioniert.

Der  tschadische  Geheimdienst 

überwacht  und  verfolgt  zudem  enga-

gierte Jurist/innen, die Opfer von Men-

schenrechtsverletzungen beraten oder 

anwaltlich vertreten. Büros von Nicht-

regierungsorganisationen  oder  kirchli-

chen  Sozialeinrichtungen  werden  re-

gelmäßig  durchsucht.  Überfälle  und 

willkürliche  Verhaftungen von Journa-

listInnen,  AnwältInnen  und  Gewerk-

schaftern sind in 2012 sowohl von der 

tschadischen  Menschenrechtsliga  wie 

von  Amnesty  International  mehrfach 

scharf kritisiert worden. 

Mit solchen Maßnahmen wird Ein-

schüchterung  erzeugt.  Und  es  soll 

auch sozialer Protest in urbanen Räu-

men unterdrückt  werden,  wie kürzlich 

der Streik der Angestellten des öffentli-

chen Dienstes  zur  Durchsetzung  von 

Zusagen für  Gehaltserhöhungen.  Der 

monatliche Durchschnittsverdienst be-

trägt zwischen Euro 50 und 90. Ange-

sichts  der  Teuerungsrate  können  die 

Betroffenen hiervon nicht leben.

Es liegt an den lokalen und natio-

nalen Entscheidungsträgern,  dass die 

Einnahmen aus der Erdölförderung in 

die  Aufrüstung  der  nationalen  Armee 

und vor allem in Infrastrukturmaßnah-

men  geflossen  sind  –  einem  Sektor, 

der ebenfalls prädestiniert  ist  für  kor-

ruptives  Geschäftsverhalten  –  und 

dass sich die nationalen makroökono-

mischen und die Armutsdaten seit Be-

ginn  der  Erdölförderung  stetig  ver-

schlechtern. 

Die Weltbank als Konzern-
Werkzeug
Die  politische  Instabilität  und  die 

Unberechenbarkeit  des  tschadischen 

Regimes  waren  auch  Ende  der  90er 

Jahre  keine  Neuheit.  Sie  hatten  Ex-

xonMobil veranlasst, bei der Weltbank 

bzw. der International Financial Corpo-

ration (IFC),  dem Privatsektorarm der 

Weltbankgruppe  um  einen  Kredit  für 

die Investition nach zu suchen. Es ging 

dabei nicht so sehr um einen substan-

tiellen  finanziellen  Zuschuss,  sondern 

die  Absicherung  des  unternehmeri-

schen  Risikos  angesichts  der  politi-

schen  Rahmenbedingungen.  Hierfür 

hatte die Weltbank mit ihrer Reputation 

gebürgt. Zu dieser politischen Absiche-

rung haben auch deutsche Steuerzah-

ler/innen  beigetragen.  Die  Bundesre-

publik  war  Ende  der  90er  Jahre  der 

zweitwichtigste  Beitragszahler  der 

Weltbank. Gegenwärtig hat das ökono-

mische Gewicht von Ländern wie Chi-

na oder Indien die internen Kräftever-

hältnisse deutlich verschoben.

Mit dem Tschad war Ende der 90er 

Jahre  keine  Rohstoffpartnerschaft  im 

Sinne  der  Bundesregierung  geplant. 
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Aber das Pipeline-Vorhaben sollte ein 

Modellprojekt  für  Armutsbekämpfung 

und  gute  Regierungsführung  werden. 

Auf  massiven Druck der  internationa-

len Zivilgesellschaft wurde ein Gesetz 

zur  Verwaltung  der  Erdöleinnahmen 

erarbeitet und verabschiedet. Das Ge-

setz  zur  Verwaltung  der  Einnahmen 

sollte  Transparenz  über  die  Einnah-

men und deren Verwendung schaffen. 

Es waren jedoch bei Verstößen keine 

Sanktionsmöglichkeiten  vorgesehen. 

Ein Instrument, das somit wirkungslos 

wurde.

In ihrer Projekt-Evaluation stellt die 

Weltbank 2009 fest,  dass beide Ziele 

nicht erreicht wurden. In der Evaluati-

onssprache  lautet  das  offizielle  Ge-

samturteil zur Erreichung der Ziele ‚un-

befriedigend‘,  -  ‚unsatisfactory‘.  Wur-

den  aus  diesem  Scheitern  der  Bank 

Lehren  gezogen?  Der  Extractive  In-

dustries Review der Weltbank, der vor 

allem  auch  auf  die  Kritik  am  Pipe-

line-Projekt Tschad-Kamerun reagierte, 

hatte  empfohlen,  sich  ganz  aus  dem 

Ölsektor heraus zu ziehen. Das war in 

der Bank politisch nicht durchsetzbar.

Die  für  das  Projekt  zuständigen 

Entscheidungsträger  haben  in  der 

Bank Karriere gemacht. Jetzt beinahe 

10 Jahre nach Beginn der Erdölförde-

rung im Tschad wird ein noch umfang-

reicheres  Investitionsprojekt  der  IFC 

zum  Abbau  von  Eisenerz  in  Guinea 

geplant.  Sie  wird  nach  dem  Tschad-

Kamerun-Pipeline-Projekt  die  größte 

private  Investition  auf  dem  afrikani-

schen Kontinent sein. 

Tschad in der deutschen 
Rohstoffstrategie
Wie schließt sich hier der Kreis zur 

deutschen Rohstoffstrategie? Die bei-

den genannten Aspekte der  Transpa-

renz und der guten Regierungsführung 

bei der Rohstoffgewinnung sind eines 

ihrer Ziele. Sie schlagen sich auch in 

den Folgepapieren  wie dem Entwick-

lungspolitischen  Strategiepapier  Ex-

traktive Rohstoffe 4/2010 und der Glo-

balen  Entwicklungspolitischen  Rohst-

offinitiative (GERI) des BMZ nieder wie 

auch der Afrika-Strategie der Bundes-

regierung. 

In der Praxis fördert das BMZ die 

Erarbeitung  eines  rechtlichen  Rah-

mens für den Bergbau zur Schaffung 

eines guten Investitionsklimas und für 

die Wahrung der Interessen der Bevöl-

kerung. Aktuell unterstützt es über die 

Gesellschaft für Internationale Zusam-

menarbeit (GIZ) die zentralafrikanische 

Regionalorganisation  CEMAC  (Com-

munaute Economique et Monetaire de 

l'Afrique Centrale) bei der Erarbeitung 

einer Bergbaugesetzgebung.

Der  Ansatz  unterscheidet  sich bei 

der Verrechtlichung von Rohstoffabbau 

zur  Herstellung  guter  Regierungsfüh-

rung nicht  vom damaligen und heuti-

gen Ansatz der Weltbank. Die Bundes-

regierung nennt wie die Weltbank auch 

die internationale Transparenzinitiative 

der extraktiven Industrie (EITI) als ein 

wichtiges Instrument zur Verbesserung 

der  Rahmenbedingungen  von  Roh-

stoffförderung. Der Tschad ist Kandidat 

für EITI. Es liegen nun die EITI-Berich-

te für die Jahre 2007 bis 2009 vor. Die 

lokale Bevölkerung kann diese Berich-

te zum einen nicht lesen. Und wie wird 

sichergestellt  werden,  dass  die  vor-

handenen Informationen genutzt  wer-

den, tatsächlich nachhaltige Investitio-

nen  in  Entwicklungsprozesse  zu  täti-

gen, an denen die Bevölkerung partizi-

piert?

Der Zielkonflikt der deutschen Ent-

wicklungszusammenarbeit,  die  deut-

sche  Wirtschaftsinteressen  auch  in 

Entwicklungsländern  flankiert,  tritt  in 

allen Folgepapieren des BMZ explizit 

zutage. Und die widersprüchliche Hal-

tung der Bundesregierung wird insbe-

sondere in ihrer Blockade der Transpa-

renzgesetzgebung  der  Europäischen 

Union deutlich. Die Deutschen setzen 

sich  in  Brüssel  vehement  gegen  die 

Offenlegungspflichten von Rohstoffun-

ternehmen ein.

Weitere Infos:

www.erdoel-tschad.de

   “Unfairteilung”: Gerechte Verteilung ist eine Überlebensfrage 
von Anne Jung, Politikwissenschaftlerin, Mitarbeiterin in der Öffentlichkeitsabteilung bei medico 
international, Frankfurt a.M. (Text einer Rede auf der Kundgebung am 29.09.2012 in Frankfurt)

Noch nie in der jüngeren Geschich-

te waren die Unterschiede bei Einkom-

men, sozialen Chancen und Gesund-

heitsstatus  zwischen  und  innerhalb 

von Ländern so groß wie heute.

Armut und in der Folge Hunger und 

Krankheit  bestimmen  den  Alltag  von 

Milliarden Menschen im globalen  Sü-

den. Auch im globalen Norden geht es 

seit  Ausbruch  der  Krise  für  viele  nur 

noch bergab: In etlichen Ländern Süd- 

und  Osteuropas  haben  sich  die  Le-

bensbedingungen deutlich verschlech-

tert.  Heute  prägen  Obdachlosigkeit 

und  Perspektivlosigkeit  das  Stadtbild 

vieler  europäischer  Großstädte.  Die 

Umverteilung von den Allerärmsten zu 

den Allerreichsten verändert die ganze 

Gesellschaft, auch die Mittelschicht ist 

vom Abstieg bedroht. Das ist die Folge 

einer Krisenpolitik, die die Lasten welt-

weit nach unten umverteilt, um die Rei-

chen zu schonen.

Tödliche Bereicherung
Die  Unfairverteilung  hat  weltweit 

tödliche Folgen. Im September dieses 

Jahres brannte eine Textilfabrik in Ka-

ratschi.  Über  250 Menschen verloren 

in  den  Flammen  qualvoll  ihr  Leben. 

Wir  bei  medico  international  wurden 

von  unseren  Partnern  darüber  infor-

miert, von Gewerkschaftern, die versu-

chen,  die  Arbeiterinnen  und  Arbeiter 

der Weltmarktfabriken zu organisieren. 

Von ihnen erfuhren wir auch, dass die 

abgebrannte  Fabrik  auch  Jeans  für 

den deutschen Markt produzierte. Auf-

traggeber unter anderem: der Textildis-

counter  KiK, dessen Billigmärkte sich 

in den Einkaufszentren unserer Städte 

finden.  Dieses  globale  Geschäft  der 

unfairen Verteilung rechnet sich, wenn 

die Menschen, die Hosen für KIK nä-

hen, dafür nur zwei US-Dollar täglich 

bekommen,  wenn  sie  weder  Renten-

ansprüche  noch  ihr  Recht  auf  Kran-

kenversicherung geltend machen kön-

nen.  Das Geschäft der unfairen Ver-

teilung rechnet sich, wenn die gewerk-

schaftliche  Organisierung  –  wie  sie 

von unseren Partnern in Karatschi ver-

sucht wird – durch Repression zur le-

bensbedrohlichen Sache wird.
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Wer von Umverteilung spricht, darf 

über  Handelsbeziehungen  nicht 

schweigen.  Die brennende Fabrikhalle 

in  Karatschi  steht  symbolisch  dafür, 

dass die von Deutschland innerhalb der 

EU  forcierte  Liberalisierung  des  Han-

dels dazu beigetragen hat, die Schere 

zwischen  arm  und  reich  global  noch 

weiter zu öffnen als zuvor.

Das betrifft nicht nur das Elend der 

Menschen des globalen Südens,  son-

dern  auch  das  wachsende  Elend  der 

Menschen  hierzulande.  Denn  immer 

mehr Kunden von KiK sind auf Billigwa-

re angewiesen. Im Gang zu KiK kom-

men 30 Jahre Sozialabbau in Deutsch-

land  auf  den Punkt.  Die wechselnden 

Regierungen  der  vergangenen  Jahr-

zehnte sorgten hierzulande mit Steuer-

entlastungen  für  Spitzeneinkommen, 

für Kapitalerträge und Vermögen dafür, 

dass  ein  Prozent  der  reichsten  Deut-

schen  über  mehr  als  35  Prozent  des 

Gesamtvermögens  verfügt,  die  Hälfte 

der Gesamtbevölkerung hingegen über 

praktisch gar keins.

Die  Umverteilung  von  unten  nach 

oben  muss  umgekehrt  werden.  Dafür 

brauchen  wir  die  Vermögensabgabe 

und die Einführung einer Reichensteu-

er. Haben die politischen Entscheidun-

gen  der  Ausgrenzung  in  den  wohlha-

benden Industrienationen fatale Folgen, 

so  sind  durch  sie  Abermillionen  von 

Menschen in den armen und ärmsten 

Ländern  der  Welt  schlichtweg  vom 

Tode bedroht. Innerhalb des kapitalisti-

schen Systems gibt es keine Perspekti-

ven für sie, sie sind „überflüssig“. Millio-

nen Menschen verloren weltweit  nach 

dem  Finanzcrash  von  2008  ihr  Dach 

über dem Kopf, ihren Arbeitsplatz, ihre 

Lebensgrundlage.

Deshalb darf die Kampagne Umfair-

teilen  an  den  Grenzen  Europas  nicht 

halten  machen.  medico  international 

fordert gemeinsam mit seinen Partnern 

überall  auf der Welt, gemeinsam auch 

mit  den  Aktivist_innen von attac,  eine 

globale solidarische Umverteilung. 

Sozialproteste im Süden
im  globalen  Süden  verlangen  die 

sozialen  Bewegungen  inzwischen 

einen  gerechten  Anteil  am  vorhande-

nen Reichtum: „Unsere Diamanten, un-

ser Geld“ lautet ein Slogan der Proteste 

im rohstoffreichen Simbabwe,  wo sich 

die  Arbeiter_innen  für  faire  Löhne  in 

den Diamantenminen,  den Zugang zu 

Gesundheit  und  gegen  die  Bereiche-

rung der politischen Eliten einsetzt.

„Wo  sind  unsere  Milliarden,  Herr 

Präsident?“ riefen die Menschen in An-

gola,  nachdem  bekannt  wurde,  dass 

sich die Regierung jedes Jahr eine Mil-

liarde US-Dollar in ihre Taschen steckt. 

Die Menschen im rohstoffreichen Ango-

la, das zugleich eines der ärmsten Län-

der  der  Welt  ist,  fordern  ihre  gesell-

schaftliche  Teilhabe  ein,  die  ihr  durch 

ein Netzwerk von Ausbeutung und Be-

reicherung  vorenthalten  wird.  Dieser 

Diebstahl  durch  Korruption  wird  auch 

dadurch ermöglicht, weil die Regierun-

gen  in  den Industrieländern  zulassen, 

dass das Geld der Bevölkerung in den 

Steueroasen  Europas  verschwindet. 

Deshalb fordern wir  in  der  Kampagne 

Umfairteilen  einen  weltweiten  Solidar-

ausgleich  und  internationale  Abkom-

men gegen Steuerflucht und Steueroa-

sen. Damit die Menschen des globalen 

Südens zurückfordern können, was ih-

nen zusteht,  damit sie überleben kön-

nen.

Mit der heute noch utopischen For-

derung nach einer  weltweit  eingeführ-

ten  Reichensteuer  könnten  auch  die 

Superreichen des globalen Südens zur 

Kasse gebeten werden. 

Einen Kontinent weiter, in Brasilien, 

fordern Gesundheitsaktivist_innen eine 

Umverteilung  der  öffentlichen  Ausga-

ben für Gesundheit, sie kämpfen gegen 

die Privatisierung des Gesundheitssek-

tors und den mit ihr verbundenen Aus-

schluss der  Mehrheit  der  Bevölkerung 

vom Zugang zu ärztlicher Versorgung. 

Wenn  wir  Umverteilen  global  denken, 

dann müssen auch die  Handelsbezie-

hungen  gerecht  gestaltet  werden,  um 

den  Ländern  des  Südens  sichere 

Staatseinnahmen  zum  Beispiel  durch 

die Beibehaltung von Exportsteuern für 

Rohstoffe zu ermöglichen.

Die Arbeitsbedingungen in den Dia-

mantminen Simbabwes, den Textilfabri-

ken Pakistans und den Zuckerrohr- und 

Sojaplantagen  Brasiliens  sind  Ergeb-

nisse  politischer  Entscheidungen;  de-

ren  Folgen  hat  man  politisch  in  Kauf 

genommen:  in  den  Ländern  des  Nor-

dens wie in denen des Südens, in Re-

gierungen  und  Parlamenten  ebenso 

wie in den Direktionen und Aufsichtsrä-

ten von Banken und weltweit operieren-

den  Unternehmen.  „Es  gibt  nicht  nur 

eine Gewalt auf der Straße, Gewalt in 

Bomben, Pistolen, Knüppeln und Stei-

nen, es gibt  auch Gewalt  und Gewal-

ten, die auf der Bank liegen und an der 

Börse  hoch  gehandelt  werden“.  Das 

sagte Heinrich Böll  vor  40 Jahren, zu 

Beginn der Ära neoliberaler Globalisie-

rung. Damals fing die Politik an, die Re-

gulierung der Finanzmärkte zu lockern 

und die Märkte zu öffnen, um sich den 

Zugriff  auf  die  weltweiten  Ressourcen 

zu  erleichtern.  Deshalb  muss  der 

Kampf  für  die  Umverteilung  von oben 

nach unten und für die sozialen, ökono-

mischen  und  politischen  Rechte  welt-

weit geführt werden, und wir sind auf-

gerufen, unseren Teil dazu beizutragen.

Weltweit sind genügend 
Ressourcen für alle!
Die Kampagne Umfairteilen fordert, 

Reichtum  weltweit  zu  besteuern  und 

die Einnahmen gerecht zu verteilen.

Die  Kampagne Umfairteilen  erhebt 

ihre  Forderungen  nach  einer  gerech-

teren Verteilung des gesellschaftlichen 

Reichtums  zu  einem  guten  Zeitpunkt. 

Es sind genügend Ressourcen für alle 

da, denn nie zuvor war die Weltgesell-

schaft so wohlhabend wie heute.  Pro-

blemlos  wäre  ein  würdiges  Leben  für 

alle  Menschen  möglich.  Wir  fordern 

nicht  das Unmögliche.  Wir  haben das 

Ziel, den Druck auf die politisch Verant-

wortlichen zu erhöhen,  damit  die faire 

Umverteilung endlich umgesetzt wird.

Weitere Infos: www.medico.de

www.umfairteilen.de
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   Landgrabbing durch EU-Förderung von “Bio-”Kraftstoffen
von Peter Clausing, Informationsstelle Militarisierung e.V. (IMI), Tübingen (Der vorliegende Text ist die  
gekürzte Fassung eines Artikel aus der IMI-Zeitschrift AUSDRUCK vom Oktober 2012).

Die  vier  wesentlichen  Triebkräfte, 

die  den  Kauf  und  die  Pacht  riesiger 

Flächen  in  den Ländern  des  Südens 

und Osteuropas befeuern – Nahrungs-

mittelspekulation,  der  Einsatz  von 

Agrotreibstoffen,  die  Suche  nach  „si-

cheren“  Anlagen  sowie  Ernteausfälle 

aufgrund von Klimawandel und Boden-

müdigkeit – haben sich in den letzten 

Jahren nicht geändert. 

Allerdings  haben  sich  bei  den  in-

vestierenden  Interessengruppen  die 

Proportionen  verschoben:  Waren  es 

ursprünglich vor allem Länder mit pre-

kärer Eigenversorgung, die auf der Su-

che  nach  mehr  Unabhängigkeit  von 

den Fluktuationen der Weltmarktpreise 

nach Möglichkeiten eines Offshore far-

ming  suchten,  sind  es  heute  in  viel 

stärkerem  Maße  Investoren,  die  auf 

Steigerungen  bei  den  Lebensmittel- 

und  Bodenpreisen  spekulieren.  Hinzu 

kommt noch die Rolle der EU und die 

der „Bio“kraftstofflobby,.

Cartoon: Oxfam

Bei Ländern mit prekärer Eigenver-

sorgung denkt man zunächst an Chi-

na,  Südkorea  und  die  Golfstaaten. 

Doch  wenn  es  um  Eigenversorgung 

durch  importierte  Waren  geht,  rückt 

Europa auf einen der vordersten Plät-

ze.  Einer  Studie  von  Friends  of  the 

Earth zufolge ist Europa der größte Im-

porteur von land- und forstwirtschaftli-

chen  Produkten.  Nahezu  60%  der 

Landfläche zur  Deckung des derzeiti-

gen  europäischen  Bedarfs  an  land- 

und  forstwirtschaftlichen  Produkten 

liegt  außerhalb  Europas  -  Tendenz 

steigend: Nach Berechnungen, die im 

Auftrag der Europäischen Kommission 

durchgeführt  wurden,  ist  für  2020  zu 

erwarten,  dass  21% des  Agrodiesels 

aus Soja und Palmöl und 50-90% des 

Agrosprits  aus  Zuckerrohr  kommen 

würden,  mithin  aus  Pflanzen,  deren 

Anbau in Europa nicht möglich ist bzw. 

– im Fall von Soja – wirtschaftlich kei-

ne Rolle spielt.  Grundlage dieser Be-

rechnungen sind die Festlegungen der 

EU-Direktive zu erneuerbaren Energi-

en aus dem Jahr 2009, ab 2020 in der 

EU  20%  des  gesamten  Energiever-

brauchs  und  10%  des  Kraftstoffver-

brauchs  durch  Agrotreibstoffe  zu  de-

cken. 

EU im Würgegriff der 
Agrotreibstoff-Lobby
Nun wurde Anfang September ein 

Gesetzesentwurf  der  Europäischen 

Kommission bekannt, der für diese Di-

rektive eine Kurskorrektur vorsieht. Im 

Transportsektor  soll  der  Anteil  von 

Agrotreibstoffen bis  2020 nur  auf  5% 

statt  10% steigen.  Dies  rief  sofortige 

und  heftige  Reaktionen  seitens  ver-

schiedenster Lobbyorganisationen her-

vor, allen voran der European Biodie-

sel  Board  (EBB),  der  nach  eigener 

Darstellung  75%  der  Agrotreib-

stoff-Industrie  verkörpert.   Der 

Schwenk in der EU-Politik würde den 

Tod  „des  gesamten  EU  Bio-Die-

sel-Sektors“ und damit den Verlust von 

450.000  Arbeitsplätzen  sowie  vieler 

Milliarden  Euro  an  Investitionen  be-

deuten.  Das  nennt  man  eine  sich 

selbst  erfüllende  Prophezeiung:  Auf-

grund  strategischer  Überlegungen 

(langfristige Absicherung von Europas 

exzessivem  Energiebedarf)  wurden 

nicht nur die seit langem bestehenden 

Bedenken bezüglich der sozialen und 

ökologischen Verträglichkeit von Agrot-

reibstoffen vom Tisch gefegt, sondern 

durch die Ignorierung anderer EU-Vor-

gaben genau jene Widersprüchlichkei-

ten  erst  erzeugt,  die  der  EBB,  aller-

dings aus entgegengesetzter Perspek-

tive, jetzt beklagt. Ignoriert wurden un-

ter anderem die seit  2004 existieren-

den  EU-Richtlinien  zu  Landfragen  in 

Entwicklungsländern,  die,  wenngleich 

unverbindlich,  den  Zugang  zu  Land 

und seinen Ressourcen mit der Einhal-

tung  von  Menschenrechten  verknüp-

fen. 

Ignoriert  wurden  ferner  zahlreiche 

Studien  darüber,  dass  eine  große 

Lücke  zwischen  den  versprochenen 

und den tatsächlich erreichbaren CO2-

Einsparungen klafft,  auch wenn gera-

de dieser  Aspekt  im öffentlichen Dis-

kurs im Vordergrund steht – getrieben 

von  der  Motivation,  die  CO2-Bilanz 

des nach wie vor steigenden Kraftstoff-

verbrauchs in der EU schönzurechnen. 

Statt  diesen  Studien  Beachtung  zu 

schenken,  wurden  „viele  Milliarden 

Euro“ investiert, die nun als Argument 

dafür  dienen,  dass  ein  Kurswechsel 

nicht mehr möglich sei. 

Schon frühzeitig  wurde in  Brüssel 

die  Pro-Agrotreibstoff-Lobby  institutio-

nalisiert,  zunächst  mit  dem  im  Jahr 

2005 von der Europäischen Kommissi-

on  geschaffenen  Biofuels  Research 

Advisory  Council  (Biofrac),  der  vor-

schlug, bis 2030 den Anteil von Agrot-

reibstoffen im Transportsektor auf 25% 
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zu steigern. Wenig später mutierte Bio-

frac  zur  European  Biofuel  Technology 

Platform,  deren  23-köpfiges  Leitungs-

gremium zu 60% aus Industrievertrete-

rInnen  besteht  (Auto-,  Öl-  und 

„Bio“kraftstoffindustrie,  Biotechnologie, 

industrielle Landwirtschaft).

Agrotreibstoff als 
politische Vorgabe
Land  Grabbing  hängt  unmittelbar 

mit den Politikvorgaben zu den so ge-

nannten Biokraftstoffen zusammen. An-

fang  2010  war  –  einer  Analyse  der 

Weltbank zufolge – mehr als ein Drittel 

der  globalen  Landtransaktionen  der 

Produktion  von  Agrotreibstoffen  ge-

schuldet.  In  ihrer  Gesamtheit  erweist 

sich  die  EU-Politik  zu  erneuerbaren 

Energien  als  höchst  widersprüchlich: 

Verbale  Vorgaben  zu  Umweltschutz, 

Nachhaltigkeit und sozialer Verträglich-

keit  kollidieren  mit  den  von  der  Wirt-

schafts- und Sicherheitspolitik geschaf-

fenen Realitäten. Nachdem vor einigen 

Jahren  unbestreitbar  wurde,  dass  für 

die Erreichung der Vorgaben aus Brüs-

sel die Nutzung von Flächen im globa-

len Süden unumgänglich ist, wurde ver-

sucht,  Gegenstimmen  mit  dem Argu-

ment  zum  Verstummen  zu  bringen, 

dass negative Auswirkungen durch frei-

willige Verpflichtungen im Rahmen ge-

halten oder durch technische Innovatio-

nen gemildert werden könnten. 

Am  Ende  hält  von  den  drei  ver-

meintlichen  Gründen  für  die  forcierte 

Einführung von Agrotreibstoffen (Klima-

schutz,  ländliche  Entwicklung  und 

Energiesicherheit) jedoch nur der letzt-

genannte  einer  kritischen  Prüfung 

stand – der strategische Gesichtspunkt, 

die Anfälligkeit der Treibstoffversorgung 

gegenüber  globalen  Störungen  durch 

Diversifizierung zu verringern. Während 

die  wirtschaftlichen Interessen der  EU 

mit ihren offiziell erklärten Zielen zur Ar-

mutsbekämpfung  in  den  Ländern  des 

Südens  in  Konflikt  stehen,  zeichnen 

sich  die  „Sektor-Politiken“  zur  Förde-

rung des Geschäfts mit Agrotreibstoffen 

durch Kohärenz aus. Laut einer Studie 

fördern  die  EU-Mitgliedsländer  dieses 

Geschehen durch Eingriffe im globalen 

Süden.  „Entwicklungshilfe“ministerien 

und internationale Institutionen wie die 

Weltbank ebnen den Weg zur Formali-

sierung und Privatisierung von Landei-

gentum durch marktorientierte Landre-

formen, die den Abschluss kommerziel-

ler Landtransaktionen begünstigen.

Spekulanten auch mit Sitz 
in Deutschland
In  Afrika,  wo  in  den  meisten  Län-

dern noch traditionelle Landrechte vor-

herrschen,  schaffen  Katasterprojekte, 

wie sie von der Weltbank und der deut-

schen  Gesellschaft  für  Internationale 

Zusammenarbeit  (GIZ)  betrieben  wer-

den, den rechtlichen Rahmen für priva-

tes Landeigentum und somit Rechtssi-

cherheit für künftige Investoren. Erfolgt 

dies nicht, kann es zu Auseinanderset-

zungen zwischen traditionellen Landei-

gentümern und Investoren bzw. den sie 

unterstützenden Regierungen kommen. 

Wie  zahlreiche  Beispiele  u.a.  aus 

Äthiopien,  Mali  und  Madagaskar  zei-

gen,  ist  dieses  Konfliktpotenzial  sehr 

real. 

Selbst Bettina Rudloff von der regie-

rungsnahen Stiftung Wissenschaft und 

Politik kommt zu der Schlussfolgerung, 

dass die EU „die politische Förderung 

von Agrarrohstoffen zurückfahren (soll-

te), weil  diese das Interesse an Land-

fläche im Ausland extrem verstärkt“. Ihr 

Hinweis,  dass  deutsche  Investitionen 

mit 450.000 Hektar „nur“ 18% aller be-

kannt  gewordenen  europäischen  Lan-

dinvestitionen ausmachen, lässt  außer 

Acht,  dass  es  neben  diesen  Direktin-

vestitionen  eine  Reihe  von  „Finanz-

dienstleistern“  gibt,  die  auf  globale 

Landkäufe spezialisiert  sind.  Zu ihnen 

gehören die Agrarius AG Bad Homburg, 

Aquila Capital und die KTG Agrar AG, 

beide aus Hamburg, RCM Global Agri-

cultural  Trends  (Allianz),  Altima  Part-

ners (ein von der Deutschen Bank ge-

gründeter  Hedgefond  in  Großbritanni-

en) und die notorische DWS-Fonds In-

vestmentgesellschaft,  eine Tochter der 

Deutschen  Bank,  die  fünf  globale 

Agrarfonds aufgelegt hat. 

Die DWS investierte unter anderem 

in  die  brasilianische  Cosan  S.A.,  ein 

brasilianischer  Zuckergigant,  der 

700.00 Hektar Land und 23 Zuckerfa-

briken  besitzt  und  von  der  Regierung 

seines Landes keine Kredite mehr be-

kommt, weil bei Kontrollen sklavenarti-

ge Arbeitsverhältnisse festgestellt  wur-

den.  Ergänzt  wird  das  Sündenregister 

von Cosan durch kriminelle Landaneig-

nungen  von  offiziell  anerkannten  indi-

genen Territorien. 

Einerseits empfiehlt die EU in ihren 

Land Policy Guidelines den Regierun-

gen des Südens „ein Verbot von Land 

Grabbing, Eingriffen und anderen Pro-

zessen  des  Ausschlusses“.  Anderer-

seits  zieht  sie  sich  gleichzeitig  selbst 

auf die Kosmetik unverbindlicher Richt-

linien  und  Prinzipien  der  Freiwilligkeit 

zurück, so dass mächtige Wirtschaftsin-

teressen immer am längeren Hebel sit-

zen.  Insofern  wäre  es  zu  begrüßen, 

wenn die EU, die den Regierungen des 

Südens gegebene Empfehlung, Inkohä-

renzen in der Sektor-Politik der einzel-

nen Ministerien zu beseitigen, auch im 

eigenen Haus durchsetzen würde.

Wachstum der 
„braunen“ Industrien

von Winfried Wolf

Allein im laufenden Jahr 2012 wer-

den laut Schätzungen der Branchen-

analysten der Großbank Barclays die 

privaten und staatlichen Öl- und Gas-

förderunternehmen 614 Mrd. Dollar in 

die Suche und Erschließung neuer so-

wie  in  die  Ausbeutung  bestehender 

Öl-  und  Gasfelder  stecken –  das  ist 

eine  weitere  Steigerung  um  gut  10 

Prozent  gegenüber  dem  Vorjahr.  Al-

lein  die  gegenüber  dem  Vorjahr  zu-

sätzlichen fossilistischen Investitionen 

in Höhe von 110 Mrd. US-Dollar sind 

größer  als  alle  weltweiten  Investitio-

nen in Solarenergie im gleichen Jahr.

Dies wird ergänzt um die konkre-

ten  Investitionsprojekte  der  Autokon-

zerne, die auf eine Verdoppelung der 

weltweiten  Pkw-Flotte  von  derzeit  1 

Mrd.  Einheiten  auf  2  Mrd.  Einheiten 

bis 2025 abzielen. Um um die Pläne 

der Flugzeugbranche, die mit den Mo-

dellen  A380  von  EADS-Airbus  und 

Dreamliner  von Boeing ebenfalls  auf 

eine  Verdoppelung des  Flugverkehrs 

bis 2025 orientiert. […]

Ein  Sieg  dieses  Wirtschaftsmo-

dells hat verheerende Folgen; es stellt 

eine Niederlage für menschliche Ver-

nunft dar und er entzieht jeder Solida-

rität den Boden.

Quelle: Lunapark21, Nr. 19/2012
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  Südamerika: Rohstoffausbeutung gegen massiven Widerstand
   Interview mit Günter Pohl, Hattingen, Mitglied des Parteivorstandes der DKP und 
   Experte für politische Entwicklungen in Lateinamerika

FJ: Bei der Eroberung Südameri-

kas durch Spanier und Portugiesen 

spielte der Fluch von Gold und Silber 

eine wesentliche Rolle. Gibt es so et-

was wie eine Kontinuität bis heute in 

Bezug auf die Ausbeutung dieser 

Edelmetalle?

Grundsätzlich gibt es den Rohstoff-
export  seit  der  Eroberung  vom  16. 
Jahrhundert  an:  da  ohne  Gegenleis-
tung, sprich als Diebstahl.  Dann wur-
den die Kolonien Anfang des 19. Jahr-
hunderts scheinbar unabhängig – was 
blieb, war eine einzig auf den Rohstof-
fabtransport  gerichtete,  schwache  In-
frastruktur. Die politische Unabhängig-
keit ging über die Schuldanerkennung 
in  eine  ökonomische  Abhängigkeit 
über, die bis heute anhält. Die neuen 
Staaten  behielten  ihre  Desintegration 
über zwei Jahrhunderte bei, eigentlich 
bis 2008 mit der Gründung von UNA-
SUR  (Gemeinschaft  Südamerikani-
scher Staaten).  Diese  zuletzt  erfreuli-
chere Entwicklung  fällt  just  mit  dem 
weltweit  gewachsenen  Rohstoffbedarf 
zusammen. In diesem Zusammenhang 
ist  2000  die  IIRSA  (Regionale  Infra-
strukturinitiative  Südamerikas)  be-
schlossen  worden,  mittels  derer  Ex-
traktion  und  Export  gezielter  und 
schneller vonstatten gehen soll.

Dabei spielen spielen Gold und Sil-
ber immer noch eine Rolle, wenn auch 
nicht  mehr  die  allein  entscheidende. 
Unter anderem gibt es in Peru aktuell 
das Megabergbauprojekt  „La  Conga“, 
wo die politischen Auseinandersetzun-
gen seit  Monaten  handgreiflich  eska-
lieren.  Auch in  den ecuadorianischen 
und  chilenischen  Anden  spielt  der 
Goldabbau eine negative Rolle.

Wichtig  sind  heute  auch  andere 
Metalle,  wie  Seltene  Erden,  oder  die 
energetischen  Bodenschätze  Erdöl 
und  Steinkohle,  wegen  ihrer  leichten 

Verfügbarkeit und der für die Energie-
erzeugung wichtigen Menge.

FJ: Hat die von Ihnen angespro-

chene Integration der südamerikani-

schen Staaten dazu geführt, dass die-

se mittlerweile selbst von der Rohstoff-

ausbeutung profitieren?

Vor allem wegen der  gestiegenen 
Rohstoffpreise  sind  die  Staaten  Süd-
amerikas mittlerweile in der Tat Nutz-
nießer.  Allerdings haben gerade des-
halb die multinationalen Konzerne und 
Kapitalgruppen  wenig  Probleme,  die 
Regierungen,  auch  die  fortschrittli-
chen, zu überzeugen so weiter zu ma-
chen.  Hinzu  kommt,  dass  angesichts 
des weitgehenden Fehlens einer natio-
nalen Bourgeoisie, von Brasilien abge-
sehen, derzeit  auch nur wenig entwi-
ckelnde  Wirtschaftspolitik  gemacht 
wird;  daher  der  Ressourcenexport. 
Besser wäre zweifellos die Veredlung 
der Rohstoffe, aber dagegen steht die 
von den Industrieländern bestimmte in-
ternationale Arbeitsteilung. 

FJ: Bedeutet diese Antwort, dass 

von der Rohstoffausbeutung alle Län-

der Südamerikas in ähnlicher Weise 

betroffen sind?

Die  Haltung  der  Regierungen  zu 

dem  Thema  ist  frappierend  ähnlich, 

wenn man von der medial transportier-

ten Oberflächlichkeit ausgeht, die doch 

die Länder in den letzten Jahren ein-

fach in fortschrittliche und konservative 

teilt. Zwar ist es so, dass es nicht alle 

Bodenschätze  in  allen  Ländern  in  je-

weils gleicher Weise und Menge gibt, 

aber es gibt doch überall den gleichen 

Mechanismus  der  Ausbeutung  der 

Rohstoffe zwecks Export; das Extrakti-

onsmodell  oder „Extraktivismus“. Boli-

vien  wird  mittelfristig  vermutlich  zum 

Weltmarktführer  beim  Alkalimetall  Li-

thium,  in  Kolumbien  und  Venezuela 

wurde Coltan gefunden, Brasilien und 

Kolumbien haben Steinkohle in Ober-

flächennähe,  Venezuela  und Ecuador 

haben Erdöl… froh sind wohl alle, die 

etwas haben, das zu Geld zu machen 

ist.

Aber „betroffen“, um Ihre Frage et-
was anders zu deuten, sind die Men-
schen,  die  das Pech haben,  auf  den 
Rohstoffen  zu  wohnen,  sie  werden 
entweder  enteignet  oder  schlicht  ver-
trieben,  wie  in Kolumbien. Oder  aber 
sie  setzen  sich  schädlichen  Emissio-
nen  aus.  Vor  allem  das  Wasser  der 
Anden, ohnehin immer knapper durch 
den Klimawandel, ist durch die hohen 
Mengen, die für bestimmte Fördertech-
niken verseucht werden, vielerorts be-
droht. Daher gibt es auch seit Jahren 
massive  Widerstände gegen den  Ex-
traktivismus,  egal  ob  in  Kolumbien, 
Peru oder Bolivien. Am heftigsten der-
zeit  nach meiner  Beobachtung in  Ar-
gentinien.

FJ: Die von Ihnen angesprochenen 

Umweltbelastungen werden hierzulan-

de in den Medien praktisch nicht the-

matisiert, dafür aber die Umweltzerstö-

rungen durch die Rodung von Regen-

wäldern in Brasilien - auch wegen der 

globalen Auswirkungen für das Welt-

klima. Wie sehen Sie diese Problema-

tik?

Selbstverständlich  sind  die  Um-

weltschädigungen negativ; zum Klima-

wandel muss nicht viel gesagt werden. 

Dass nun aber Brasilien immer wieder 

in die Schlagzeilen kommt, hat  m. E. 

mindestens zwei Gründe. 

Erstens:  Zum einen ist es objektiv 

richtig, dass der Amazonasregenwald, 

der  zu  zwei  Dritteln in Brasilien liegt, 

wohl die letzte große Lunge des Pla-

neten  ist.  Andererseits  ist  aber  auch 

klar, dass die Verantwortlichen in den 

Industriestaaten  das  weniger  interes-

siert als Umweltgruppen und NGOs al-

ler Art, die sich auf das Land stürzen, 

das nach ihrer Ansicht zu wenig tut um 

die Rodungen zu stoppen.
Zweitens:  Es geht dabei  auch um 

die  Verhinderung des Aufstiegs eines 
Schwellenlandes  wie  Brasilien.  Der 
Umgang  mit  der  geplanten  Stauung 
des Xingu, mit der Energie gewonnen 
werden  soll,  zeigt  ganz  gut  die  Nut-
zung des Umweltthemas, um ein Land 
in  seiner  Abhängigkeit  zu  belassen. 
Mal  dürfen  Länder  die  Atomkraft 
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(Atomwaffen!)  nicht  nutzen,  dann an-
dere nicht die  Wasserkraft (Klimawan-
del!)  und  viele  Linke,  wenigstens  in 
Europa heute meist eher ökologischer 
als  klassenkämpferischer  Überzeu-
gung,  werden  mit  naiver  Übernahme 
von  NGO-Argumentationen  ungewollt 
zu  einem  Legitimationshebel  bei  der 
Verfestigung der ungerechten Weltord-
nung. Natürlich kann es nicht um eine 
Beschönigung  der  bestehenden  Um-
weltgefahren  gehen,  aber  Forderun-
gen  nach  einer  „Internationalisierung 
des  Amazonasgebiets“,  wie  sie  von 
europäischen und US-amerikanischen 
NGOs kommt, verdrehen das Völker-
recht.  Wenn  Brasilien  aus  Rücksicht 
auf  den  Planeten  eine  nachholende 
Entwicklung  nicht  bekommt,  dann 
muss es eben dafür entschädigt wer-
den.  Europa  hat  seine  Urwälder  be-
reits  vor  fünfhundert  Jahren  zerstört, 
was hiesigen Luxus begründet hat. 

FJ: Brasilien ist das größte Land 

Südamerikas, auch in Bezug auf seine 

wirtschaftliche Stärke als sogenanntes 

Schwellenland in der Liga der BRICS-

Staaten. Was ist in Brasilien anders?

Brasilien hat in etwa die Hälfte des 
Bruttoinlandsprodukts  Lateinamerikas; 
das entspricht auch seiner flächenmä-
ßigen Ausdehnung. Weltweit ist Brasi-
lien Sechster  beim BIP und liegt  be-
reits vor Großbritannien. Brasilien un-
terscheidet  sich  in  mancher  Hinsicht 
von  den  Nachbarstaaten:  zum  einen 
hat es eine nationale Bourgeoisie, die 
ein Interesse an der Entwicklung des 
Landes hat und nicht nur an kurzfristi-
gem Gewinn; zum anderen spielt das 
Land im Weltmaßstab in einer anderen 

Liga.  Es  leitet  eine  UN-Mission  (die 
Haiti-Stabilisierung  MINUSTAH),  spe-
kuliert  auf  einen  Platz  im UN-Sicher-
heitsrat  und  wird  2014 und 2016 mit 
Fußball-WM und Olympischen Spielen 
weiter medialen Einfluss gewinnen. Es 
positioniert  sich  auch  militärisch  als 
großer  Waffenexporteur  und  arbeitet 
mit französischer  Hilfe an atomgetrie-
benen  U-Booten.  Nicht  zuletzt  wider-
setzte sich Brasilien da und dort  den 
USA:  politisch  bei  der  Gründung  der 
„Gemeinschaft der  lateinamerikani-
schen und karibischen  Staaten“  (CE-
LAC) oder militärisch durch Verlegung 
von Kriegsschiffen  in  seine  Zweihun-
dert-Meilen-Zone,  wo  Erdöl  gefunden 
wurde. Für all das ist aber auch Brasili-
en  auf  Wirtschaftskontakte  und Devi-
seneinnahmen angewiesen – und un-
terscheidet  sich  von  den  anderen 
Staaten Südamerikas in dieser Frage 
dahingehend, dass es einen größeren 
Teil  seiner  Ressourcen  wie  Erdöl 
selbst benötigt. Anderes, wie Steinkoh-
le, wird exportiert.

FJ: Unterscheiden sich die fort-

schrittlichen Länder der ALBA-Allianz, 

d.h. Venezuela, Bolivien und Ecuador 

in Bezug auf Rohstoffausbeutung von 

den anderen Ländern Südamerikas?

Das Extraktionsmodell ist bei ALBA 

das  gleiche  wie  bei  den  moderaten 

(Brasilien,  Argentinien,  Uruguay)  oder 

konservativen  Regierungen  (Kolumbi-

en, Chile). Unterschiedlich ist aber die 

Höhe der Royalties,  also der Anteile, 

die im Land bleiben. Und, was letztlich 

mit  dem  Geld  gemacht  wird.  Zumin-

dest  dem  neoliberalen  Kapitalismus 

setzen die ALBA-Staaten etwas entge-

gen, auch dem Profitprinzip, indem sie 

untereinander  solidarischen  Handel 

betreiben.  Die linksgerichteten Regie-

rungen  übernehmen  also  die  histori-

sche  Aufgabe  der  Bourgeoisien  und 

versuchen  -  neben  der  Bekämpfung 

der Armut - aus den Exportüberschüs-

sen  eine  nachholende  Entwicklung 

einzuleiten.  Das  ist  schwierig,  wenn 

man die illegalen Schulden anerkennt, 

die  die  ganze  „Dritte  Welt“  drücken. 

Die  Nichtanerkennung  der  Auslands-

schulden wäre m.E. der politisch wirk-

samste  Ansatz  eine  weltweite  Bewe-

gung gegen die herrschende Ordnung 

aufzubauen.

FJ: Immerhin gibt es in Ecuador 

das "Dschungel-statt-Öl"-Projekt von 

Präsident Correa. Praktisch hat sich 

aber an der bisherigen Ölförderung 

und dessen Erweiterung doch wohl 

wenig getan?

Im Nationalpark Yasuní ist das ITT-

Projekt nicht das einzige, wo Erdöl ver-

mutet  oder  schon  ausgebeutet  wird. 

Und der  Nationalpark  Yauní  ist  auch 

nur ein geringer Teil der Amazonasflä-

che  Ecuadors.  Will  sagen:  alles  geht 

seinen Gang, auch im Yasuní wird ge-

fördert. Zum einen, weil das Land sei-

ne  Auslandsverschuldung  bedienen 

muss,  zum  anderen,  weil  gegenüber 

den Ländern, die man mit besagter In-

itiative  ansprechen  will,  auch  ein  ge-

wisser Druck aufgebaut werden muss. 

Einen Förderstopp gibt  es nur  gegen 

Geld.

Interviewfragen: Karl-Heinz Peil

 Staubregen durch ThyssenKrupp-Werk Lateinamerikas  größtem Stahlwerk  im Juni  2010 und zu 
Weihnachten 2010 war es zu Staubausbrüchen gekommen. 
Die Bewohner klagen seither über Atemwegserkrankungen 
und Hautreizungen. [...]
 Wegen  der  anhaltenden  Umweltbelastungen  hat  das 
ThyssenKrupp-Stahlwerk bis heute noch keine endgültige 
Betriebsgenehmigung von den Behörden erhalten. Im April 
2012 hatte die Firmenleitung mit den Umweltbehörden von 
Rio ein Abkommen über die Durchführungsbestimmungen 
für  das  Werk  geschlossen,  um  die  Umweltbelastungen 
einzustellen. Ob es ThyssenKrupp angesichts der erneuten 
Probleme mit  dem Stahlwerk  gelingt,  für  das  umstrittene 
und defizitäre Stahlwerk wie geplant bis Ende des Jahres 
einen Käufer zu finden, ist äußerst zweifelhaft.

Quelle: www.amerika21.de / 02.11.2012

 In dem umstrittenen Stahlwerk TKCSA von ThyssenKrupp 
in Rio de Janeiro ist  es Anfang dieser Woche erneut zu 
einem  massiven  Ausbruch  von  silberfarbigem  Staub 
gekommen, der auf die angrenzenden Häuser der dortigen 
Bewohner  niederregnete.  Techniker  des  Umweltamtes 
INEA wurden am Mittwoch zu Untersuchungen geschickt, 
um  den  Beschwerden  der  Anwohner  nachzugehen.  Am 
Donnerstag Mittag (Ortszeit) verhängte die Umweltbehörde 
über  das ThyssenKrupp-Stahlwerk  ein  Strafgeld in  Höhe 
von  10,5  Millionen  Reais  (umgerechnet  knapp  vier 
Millionen Euro).  […]
 Dies ist nicht das erste Mal, dass metallischer Staub auf 
die Anwohner des Stahlwerks im Ortsteil Santa Cruz, Rio 
de Janeiro, niederregnet. Kurz nach Betriebsaufnahme von
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Lehrstück Libyen: Erdöl im Nebel der Kriegspropaganda
Der Libyen-Krieg – Das Öl und die Verantwortung zu schützen,
Herausgeber: Johannes M. Becker, Gert Sommer Verlag LIT, ISBN 978-3-643-11531-7, € 24,90

Bei der seit längerem betriebenen 

Eskalation des Syrien-Konfliktes ist im 

politischen Diskurs  immer  wieder  der 

Verweis zu hören, dass Syrien nicht Li-

byen sei. Diese Stimmen kommen von 

denjenigen  politischen  Kräften,  die 

zwar  den  Sturz  des  Assad-Regimes 

fordern,  aber  das  "Strickmuster"  im 

Vorgehen gegen Libyen und das Gad-

dafi-Regime nicht für übertragbar hal-

ten. Doch ist dem wirklich so? 

Das in der "Schriftenreihe zur Kon-

fliktforschung"  des Zentrums für Kon-

fliktforschung  der  Philipps-Universität 

Marburg und des Arbeitskreises Mar-

burger  Wissenschaftler  für  Friedens- 

und Abrüstungsforschung herausgege-

bene Buch beleuchtet  umfassend,  in-

wieweit  der  Libyen-Krieg  als  neues 

Kriegsmodell für aktuelle und künftige 

Interventionen anzusehen ist.

Das Buch geht deshalb weit  über 

eine  bloße  Analyse  des  Libyen-Krie-

ges hinaus. Natürlich sind einige Kapi-

tel auf  die spezielle Situation und die 

Geschichte  Libyens  bzw.  die  Vorge-

schichte der militärischen Intervention 

in  2011  gemünzt.  Doch  selbst  Gert 

Sommers  Reflektionen  zu  Gaddafi 

weisen weit über den Libyen-Krieg hin-

aus. Schließlich lässt sich gerade am 

Beispiel des Umgangs mit Gaddafi und 

den hierzulande wechselnden Bewer-

tungen seiner Person und Politik (erst 

böse,  dann  gut,  schließlich  wieder 

böse) die Verlogenheit von Politik und 

propagandistisch  gleichgeschalteter 

Medienlandschaft  aufzeigen.  Da  ein 

heute  noch  lebender  Gaddafi  diese 

Verlogenheit der westlichen Politik als 

Kronzeuge aufzeigen könnte, war sei-

ne  Ermordung  schließlich  nur  konse-

quent im Sinne des vom Westen be-

triebenen Kriegsziels.

Gemäß  dem  Beitrag  von  Karin 

Leukefeld  über  die  Rolle  der  Medien 

im Krieg, kann die mediale Darstellung 

der Geschehnisse in Libyen als exem-

plarisch angesehen werden,  was auf-

grund der aktuellen Vorgänge in Syri-

en sicherlich bestätigt werden kann. In 

diesen  Kontext  gehört  auch  der  Bei-

trag von Johannes M. Becker, der sich 

mit  den  Hintergründen  des  Schwei-

gens  der  Kriegsgegner  beim  Li-

byen-Krieg  befasst.  Die  Dämonisie-

rung Gaddafis weist Parallelen zu den 

früheren  Kriegen  seit  Ende  des  Ost-

West-Konfliktes auf, worauf vom Autor 

bereits  in  der  Einleitung  des  Buches 

verwiesen wird. 

Insofern  ist  es  ein  wichtiger  Teil 

des  Buches,  die  Gründe  der  relativ 

passiven  Haltung  von  Kriegsgegnern 

in Deutschland zu analysieren. Wobei 

von ihm hervorgehoben wird, dass der 

Bundesausschuss  Friedensratschlag 

und IMI ohne großen Erfolg gegen den 

Krieg mobilisiert hatten. Das Fazit von 

Johannes M. Becker lautet: „Das neue 

Bild vom Krieg lässt militärisches Agie-

ren in Krisensituationen im Massenbe-

wusstsein mehr und mehr zu einer tra-

genden  Variante  politischen  Handeln 

werden“. 

Über die völkerrechtlichen Aspekte 

der  "Responsibility  to  Protect"  ist  si-

cherlich bereits viel  geschrieben wor-

den. Im vorliegenden Buch findet sich 

dazu nicht nur ein Beitrag von Norman 

Paech,  sondern  auch  ein  Streitge-

spräch zwischen Michael Daxner und 

Norman  Paech  über  diese  Thematik, 

d.h.  zwischen  zwei  ausgewiesenen 

Fachleuten zur "Schutzverantwortung" 

mit sehr konträren Auffassungen. 

Neben der bereits bekannten The-

matik der  "Schutzverantwortung"  wer-

den  aber  auch  ganz  neue  Aspekte 

analysiert.  Uli  Cremer  kommt  in  sei-

nem Beitrag "Deutschland, Frankreich 

und  Libyen-Krieg"  zu  dem  Ergebnis, 

dass es bei dem Libyen-Krieg bei der 

dort  aufgetretenen  unterschiedlichen 

Positionierung  zwischen  Deutschland 

und Frankreich in Bezug auf ein militä-

risches Eingreifen vor allem um die Ri-

valitäten  wegen  des  EU-Führungsan-

spruches ging.  In  dem  Maße,  wie 

Deutschland seine ökonomische Stär-

ke  immer  mehr  ausspielt,  verbleibt 

Frankreich nur militärisch noch in einer 

stärkeren  Position.  Wie  die  aktuelle 

Positionierung  Frankreichs  im  Sy-

rien-Konflikt  zeigt,  hat  sich  daran  mit 

dem Präsidenten-Wechsel von Sarko-

zy zu Hollande praktisch nichts geän-

dert.  Das  heißt:  Kriegspolitik  als  Teil 

der EU-Innenpolitik.

Den  Herausgebern kann  mit  der 

Zusammenstellung von Einzelthemen, 

den  dazu  ausgewählten  Autorinnen 

und  Autoren  sowie  ihren eigenen Bei-

trägen  bescheinigt  werden,  dass  der 

Sammelband alle Aspekte des neuen 

Kriegsmodelles  ausleuchtet.  Wün-

schenswert  wäre  zwar  gewesen,  bei 

den insgesamt 14 Einzelbeiträgen die 

Libyen-spezifischen Inhalte etwas bes-

ser von den darüber hinaus weisenden 

Themen  abzugrenzen,  worunter  die 

inhaltliche Qualität der Beiträge jedoch 

nicht leidet. 

Der im Klappentext formulierte An-

spruch  der  Autorinnen  und  Autoren, 

„eine  andere  Perspektive  auf  den  Li-

byen-Krieg“ zu eröffnen, bringt  hinge-

gen  den  analytischen  Wert  nicht  voll 

zur  Geltung.  Vielmehr  ist  das  Buch 

eine  Enzyklopädie  darüber,  mit  wel-

chen  Strategien  und  Einzelmethoden 

heute die Rückkehr des Krieges in die 

Politik vorgenommen wird. 

Karl-Heinz Peil
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Die Rückkehr des Krieges in die Politik
Vom arabischen Frühling in den globalen Winter?
Afghanistan, Irak, Libyen … Wer ist der Nächste?
Wirtschaft, Politik, Militär: Die unheilige Allianz

Eine Welt ohne Krieg ist möglich!

19. bundesweiter und internationaler Friedensratschlag 2012 
 in Kassel, Universität, Wilhelmshöher Allee 73,  Sa/So, 1./2. Dezember 2012

Samstag, 1. Dezember

Einlass und Anmeldung ab 11 Uhr 
12.00-14.15 Uhr Plenumsvorträge (Aula) 
Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien … und kein Ende?  - Dr. Peter Strutynski, Kassel, AG Friedensforschung 
Was habt ihr dem arabischen Frühling in Libyen und Syrien angetan!?  - Karin Leukefeld, Damaskus/Beirut  
Europa und der globale Imperialismus heute  - Conrad Schuhler, München, ISW  
Die Rückkehr des Krieges in die Politik – Totalangriff auf das Völkerrecht  - Prof. Dr. Norman Paech, Hamburg 
Grußwort des Botschafters der Bolivarischen Republik Venezuela S.E. Rodrigo Oswaldo Chaves Samudio
 
14.30-16.00 Uhr Parallele Foren und Workshops 
A1-A3: Diskussionsrunden  mit Karin Leukefeld, Conrad Schuhler, Norman Paech
A4: Lateinamerika zwischen Aufbruch und Bedrohung  S.E. Rodrigo Oswaldo Chaves Samudio
A5: 11 Jahre Krieg: Afghanistan ohne (Abzugs-)Perspektive -  Dr. Matin Baraki, Marburg
A6: Raketenabwehrpläne der USA und der NATO: Schutzschirm oder Beginn einer neuen Rüstungsspirale? - Jerry Sommer, BICC 
A7: Der syrische Bürgerkrieg und Ankaras Spiel mit dem Feuer - Murat Çakir, Kassel, Rosa-Luxemburg-Stiftung Hessen. 
A8: Deutsche Waffen in alle Welt - Zur Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung  - Egon Jöckel, Fulda, pax christi
A9: Bundeswehreinsatz im Inneren, Heimatschutz der „Reserve“ und BVG-Urteil - Ulrich Sander, Dortmund, VVN-BdA 

16.15-17.15 Uhr Plenum (Hörsaal) 
Der profitable Irrsinn. Was auf den Finanzmärkten geschieht und wer gewinnt - Dr. Hermannus Pfeiffer, Hamburg 
  
17.30-19.00 Parallele Foren und Workshops 
B1: Diskussionrunde mit  Hermannus Pfeiffer
B2: Das Atomprogramm des Iran – eine Gefahr für den Weltfrieden? - Jerry Sommer, BICC 
B3: Kriege von deutschem Boden aus? US-Militärstützpunkte und das Völkerrecht - Bernd Hahnfeld, IALANA   
B4: Folgeschäden des Einsatzes von Agent Orange im Vietnamkrieg - Dok-Film und Diskussion mit Prof. Matthias Leupold  
B5: Militärische-Videospiele: Per Simulation in den Krieg? - Michael Schulze von Glaßer, Uni Kassel
B6: Indonesien, der Koloss in Südostasien – Ohne Frieden, Menschenrechte und Bildung - Alex Flor, Berlin, Watch Indonesia! 
B7: „Transformation“ zur „Armee im Einsatz“ - Die Bundeswehr auf dem Weg in den Krieg - Lühr Henken, Berlin 
B8: Nach dem Ende der Wehrpflicht: Die Militarisierung der Gesellschaft schreitet voran  - Monty Schädel, DFG-VK 
B9: Drohnen - die neue Wunderwaffe: Eine folgenschwere Revolution in der Kriegsführung - Ringo Bischoff, ver.di 

Sonntag, 2. Dezember  

9.00 Uhr: Plenumsvortrag (Aula) 
Warum Krieg?   - Dr. Eugen Drewermann, Paderborn
 
10.00-11.45 Uhr Parallele Foren und Workshops 
C1: Diskussionsrunde mit Eugen Drewermann 
C2: Deutschland im europäischen Gewande auf dem Weg zur Weltmacht? - Thomas Wagner
C3: Die USA nach der Wahl - Ingar Solty, York University, Toronto, Kanada  
C4: Tunesien: Die Wiege des arabischen Frühlings – auch dessen Grab? - Prof. Dr. Werner Ruf 
C5: Ägypten: Von Mubarak zu Mursi – Vom Regen in die Traufe? - Christine Buchholz, MdB 
C6: Zu den Auswirkungen von abgereichertem Uran auf die Gesundheit - Winfried Eisenberg, Berlin, IPPNW 
C7: Warum wir den Medien misstrauen - Almut Hielscher, Henning Hintze, München
C8: Soldaten im Klassenzimmer - Über den Einfluss der Bundeswehr auf die politische Bildung - Lena Sachs, Freiburg
C9  Rüstung und Konversion – auch ein Thema für die Gewerkschaften? - Andrea Kolling, Bremen  

12.00-13.30 Uhr: Plenum 
Politik statt Krieg! Gesellschaftliche Initiativen gegen Militarisierung und Neoliberalismus 
Es diskutieren: Jutta Sundermann, Attac, Sevim Dagdelen MdB, Lühr Henken, Friedensratschlag, Lena Sachs, „Schulfrei für die 
Bundeswehr“;, Moderation: Dr. Sabine Schiffer 
 
13.30 Uhr: Schlusswort
                        

Veranstalter:  AG Friedensforschung  
Verantw.: Dr. Peter Strutynski 
E-mail: peter.strutynski@gmx.de  

Informationen:  
AG Friedensforschung, Germaniastr. 14, 34119 
Kassel; Tel. 0561/93717975 (oder -93717974) 
www.ag-friedensforschung.de
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Rund 350 Menschen demonstrierten 
am 20.10. in Stuttgart unter dem Slo-
gan »Schulfrei für die Bundeswehr«, 
gegen Werbeauftritte von Soldaten 
an Schulen und gegen Rüstungsfor-
schung an Hochschulen. Seit die 
Wehrpflicht abgeschafft worden ist, 
hat die Bundeswehr ihr Engagement 
an Schulen für die Nachwuchswer-
bung deutlich verstärkt. Rund 16 Mil-
lionen Euro wurden im vergangenen 
Jahr für Nachwuchswerbung ausge-
geben für dieses Jahr sind 29 Millio-
nen Euro vorgesehen. Die LINKE-
Bundestagsabgeordnete Heike Hän-
sel, die zum Auftakt der Demonstrati-
on in der Lautenschlagerstr. sprach, 
sieht im verstärkten Auftreten der 
Bundeswehr in Schulen den Versuch, 
Akzeptanz für militärische Einsätze 
zu schaffen. Das wolle man nicht hin-
nehmen.  
Vor dem baden-württembergischen 
Kultusministerium in der Stuttgarter 
Innenstadt stoppte der Demo-Zug für 
eine Zwischenkundgebung. Kultus-
ministerin Gabriele Warminski-Leit-
heußer (SPD) sperrt sich, trotz mehr-
facher Versprechungen aus der re-
gierungskoalition den Kooperations-
vertrag zwischen Bundeswehr und 
Kultusministerium zu kündigen. Be-
reits mehrmals wurde die Ministerin 
von den Grünen im Landtag dazu ge-
drängt In einem Antwortbrief an Land-
tagsabgeordnete erklärte Warminski-

Leitheußer, die Bundeswehr-Werber 
seien »außerschulische Fachleute«, 
deren Einbindung in den Unterricht 
sinnvoll sei. Das möchte sie auch 
»mit Vertretern der Bundeswehr und 
Vertretern von Friedensorganisatio-
nen erörtern«, so die Ministerin. »Wir 
auch«, erklärt der Sprecher der DFG-
VK Baden-Württemberg Klaus Pfiste-
rer. »Aber bis heute hat die Ministerin 
uns nicht eingeladen.« 
Auch das Wissenschaftsministerium 
unter der Leitung von Theresia Bauer 
(Grüne) war Ziel der Demonstranten. 
Jessica Messinger, Sprecherin der 
Grünen Jugend Baden-Württemberg, 
forderte von Bauer eine gesetzliche 
Zivilklausel für die Hochschulen ein-
zuführen. »Und zwar eine richtige, 
nicht so einen freiwilligen Scheiß, wie 
Theresia Bauer das will«, so Messin-
ger unter lautem Applaus. Militärische 
Forschung, wie sie an Universitäten 
betrieben werde, habe dort nichts zu 
suchen. Eine gesetzliche Zivilklausel 
für Hochschulen würde festschreiben, 
dass Forschung, Lehre und Studium 
nur nicht-militärischen Zwecken die-
nen dürfe. Messinger: »Unsere Vision 
lautet, dass Forschung und Wissen-
schaft die friedliche Konfliktlösung in 
den Mittelpunkt stellen.«  
Dass Engagement sich lohnt, berich-
tete Thomas Stanka. Der 17-Jährige 
geht auf die Bertolt-Brecht-Schule im 
hessischen Darmstadt. »Wir haben 

uns für bundes-
wehrfrei erklärt«, 
erzählte der 
Schüler. Es sei 
mühsam, so et-
was zu schaffen, 
aber man werde 
weiter machen. 
»Damit auch die 
Gymnasien dabei 
sind. Wir wollen 
keine Normalität 
von Bundes-
wehrauftritten im 
Alltag.«  
(nach ND v. 22.10.) 
 

 
 
Rüstungsatlas Baden-
Württemberg 2012  
Die Informationsstelle Militarisierung 
(IMI) e.V. hat einen Rüstungsatlas 
für Baden-Württemberg zusammen-
gestellt. Auf 72 Seiten wird kompakt 
über die Rüstungsindustrie und das 
Militär in diesem Bundesland infor-
miert. Mit verschiedenen informativen 
Aufstellungen zu z.B. Bundeswehr-
standorten,Rüstungsstandorten und 
Forschungsinstitutionen der Rüs-
tungsforschung wird die ganze Breite 
des Feldes Militär und Rüstung be-
handelt. Begleitende Texte geben 
Auskunft und Argumente an die Hand 
um eine lokale Kritik voran zu brin-
gen. Der Atlas enthält Karten und 
Schaubilder und eignet sich sowohl 
als Infomaterial für Infotische, wie 
auch als Grundlage für eigene lokales 
Informationsmaterial. 
Kosten: 
Einzelexemplar: 3,50 € zuzügl. Porto 
(85 ct.). Ab 10 Exemplaren: 3,00 € 
zuzüglich Versandgebühr  
Bestellungen an: 
ruestungsatlas@imi-online.de oder 
imi@imi-online.de 
Brief: Informationsstelle Militarisie-
rung (IMI) e.V. Hechinger Str. 203, 
72072 Tübingen Fax: 07071/49159 

. .FRIEDENSBLATTER
 

für die Friedensbewegung in Baden-Württemberg    www.friedensnetz.de / buero@friedensnetz.de 
 

Seite des Friedensnetzes und des Förderverein Frie-
den e.V. Baden-Württemberg im Friedensjournal 
Spreuergasse 45, 70372 Stuttgart; 0711 6368240 

Demo in Stuttgart:  

Bundeswehr raus aus 
den Bildungseinrichtungen 
 

Die In bei der Auftaktkundgebung      Foto: Tobias Pflüger 


	FJ_01.pdf
	FJ_02_Editorial06.pdf
	FJ_03-04_Ruf.pdf
	FJ_05-09_Kronauer_Frank_Jung.pdf
	FJ_10-11_Clausing.pdf
	FJ_12-13_Interview_Pohl.pdf
	FJ_14_Buchbesprechung.pdf
	FJ_15_Programm_Ratschlag.pdf
	FJ_16_Friedensnetz.pdf

